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Unternehmen suchen  
händeringend nach Spezialisten

Was tun die 
Firmen, um die 
besten Fachkräfte 
an Bord zu holen 
und zu halten?

In dieser Ausgabe vertiefen wir die Gründe und Fol-
gen des Fachkräftemangels. Und: Welche Mass-

nahmen bringen Linderung?

Der gegenwärtige Fachkräftemangel ist getrieben 
von der wirtschaftlichen Erholung nach der Corona-
Krise. Die Arbeitslosenquote ist entsprechend auf 
einem Tiefststand.

Zudem gibt es in der Schweiz weniger Menschen, die 
zwanzig Jahre alt werden als solche, die gerade pen-
sioniert werden. In der Folge treten weniger Arbeits-
kräfte in den Arbeitsmarkt ein als austreten. Diese 
demografische Wende ist auf die geburtenstarken 
Jahrgänge zurückzuführen – die Babyboomer.

Noch vor wenigen Jahren beschränkte sich der Fach-
kräftemangel auf einige Berufsfelder wie technische 
und naturwissenschaftliche Berufe. Heute erstreckt 
er sich über fast alle Bereiche der Schweizer Wirt-
schaft. Wir sprechen also gegenwärtig nicht nur von 
einem Fachkräftemangel, sondern vielmehr von 
einem generellen Arbeitskräftemangel. 

Dieser bleibt nicht ohne Folgen für den Wohlstand: 
Eine grobe Schätzung zeigt, dass allein übermässig 

lange Wartezeiten bis zur Stellenbesetzung einen 
Wertschöpfungsverlust von bis zu 0,66 Prozent des 
Bruttoinlandprodukts jährlich verursachen. Dies 
zeigt eine Studie des Beratungsbüro BSS und der 
KOF Konjunkturforschungsstelle der ETH Zürich im 
Auftrag des Arbeitgeberverbandes.

Was tun die Firmen, um die besten Fachkräfte an 
Bord zu holen und zu halten? Lesen Sie die Stand-
punkte von Migros und vom Baumeisterverband in 
dieser Ausgabe.

Schliesslich könne die Schweiz ihre Lücke bei den 
Fachkräften mit ausländischen Arbeitskräften 
schliessen, sagt Boris Zürcher, Leiter Direktion für 
Arbeitsmarktpolitik im Staatssekretariat für Wirt-
schaft, im Interview. Und dies, ohne dass Schwei-
zer Arbeitskräfte verdrängt würden.

Wir wünschen Ihnen eine inspirierende Lektüre.

Guido Barsuglia und Nicole Tesar
Chefredaktion
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Fachkräftemangel: Auch in 
Zukunft eine Herausforderung
Der Fachkräftebedarf der Wirtschaft prägt die Schlagzeilen der 
Schweizer Medien. Der wirtschaftliche Aufschwung seit dem Ende 
der Corona-Pandemie verlangt nach mehr Arbeitskräften. Doch 
hochqualifizierte Arbeitskräfte sind in der Schweiz seit jeher ein 
knapper Produktionsfaktor. 

Amélie Speiser, Stefan Leist, Seco

Mit der wirtschaftlichen Erholung nach der Co-
rona-Krise hat der Fachkräftemangel in der 

Schweiz in den letzten Jahren zugenommen. 2022 
meldeten rund 40 Prozent der Betriebe, dass sie 
Mühe haben, qualifiziertes Personal zu finden (siehe 
Abbildung 1). Dies spiegelt sich auch in der Quote 
der offenen Stellen wider: Sie erreichte 2022 einen 
Rekordwert von 2,3 Prozent. Gleichzeitig sank die 
Arbeitslosenquote gemäss dem Staatssekretariat 
für Wirtschaft (Seco) auf 2,2 Prozent und damit auf 
den tiefsten Wert seit über 20 Jahren.

Die zurzeit weitverbreiteten Rekrutierungs- 
schwierigkeiten sind zu einem wesentlichen 
Teil konjunkturell bedingt. Nach der Aufhebung 
der gesundheitspolitischen Restriktionen zur  
Eindämmung der Pandemie setzte eine 
starke wirtschaftliche Erholung ein und viele 
Unternehmen in zahlreichen Branchen suchten 
gleichzeitig wieder nach Personal. Bei einer 
zukünftigen konjunkturellen Abschwächung 
dürfte sich dieser breite Arbeitskräftemangel  
aber wieder entschärfen.

Anteil Betriebe mit
Schwierigkeiten bei
der Rekrutierung von
Fachkräften (linke
Skala)
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Abb. 1: Indikatoren Rekrutierungsschwierigkeiten, saisonbereinigt (2005-2023)
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Hier steht eine Bildlegende
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Fachkräfte im Gesundheitswesen sind besonders gefragt. 
Eine Assistenzärztin übt mithilfe eines Laparoskops den 
Fadenknoten an einem Schweinemagen.
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Neben diesen kurzfristigen Schwankungen 
stellt der Fachkräftemangel vor allem eine struk-
turelle Herausforderung für die Schweiz dar. 
Ein Treiber ist unter anderen die Digitalisierung: 
Manuelle Nichtroutinearbeiten, technologie- und 
wissensintensive Tätigkeiten sowie Aufgaben mit 
einem hohen Anteil an menschlicher Interaktion 
(wie bspw. Unterrichten, Beraten oder Präsentie-
ren) werden zunehmend wichtiger. Zudem führt die 
Spezialisierung von Schweizer Exportunternehmen 
auf die Produktion von Waren und Dienstleistun-
gen mit hoher Wertschöpfung zu einem laufend 
wachsenden Bedarf an Fachkräften. Schliesslich 
stellt auch der demografische Wandel eine Heraus-
forderung für den Arbeitsmarkt dar. Mit der 
fortschreitenden Pensionierung der Babyboomer 
gehen seit 2020 mehr Personen in Rente als in die 
Arbeitswelt einsteigen.

Stellschrauben: Lohn- und 
Arbeitsbedingungen

Aufgrund dieser Entwicklungen gewinnen Anstren-
gungen von Unternehmen zur Sicherung ihrer At-
traktivität als Arbeitgeber an Bedeutung. Die Be-
triebe stehen dabei stets im Wettbewerb mit 
anderen Unternehmen, die ihrerseits geeignete Ar-
beitskräfte für sich gewinnen möchten. Mögliche 
Stellschrauben sind dabei Lohn- und Arbeitsbe-
dingungen, wobei insbesondere flexible Arbeits-
modelle – wie Homeoffice – seit der Coronakrise 
vermehrt im Fokus stehen.

Mit solchen Anpassungen sind jedoch häufig 
auch Kosten – höhere Lohnkosten oder Investi-
tionen in die technische Infrastruktur – verbun-
den. Erreichen diese Massnahmen nicht ihr gewün-
schtes Ziel, kann sich dies längerfristig negativ 
auf die Innovationskraft und die Expansion von 
Unternehmen auswirken.

Mit zunehmender Fachkräfteknappheit steigt 
die Verhandlungsmacht der Arbeitnehmen-
den bezüglich Lohn- und Arbeitsbedingungen. 
Durch geringere Personalressourcen könnte aber 
 möglicherweise auch die Arbeitslast für die ein-
zelnen Beschäftigten steigen. Dies könnte insge-
samt zu mehr Stress für Arbeitnehmende führen. 
In der Summe dürfte ein anhaltender ausgepräg-

ter Fachkräftemangel das Wachstumspotenzial der 
Schweiz somit eher schmälern.

Staat soll gute 
Rahmenbedingungen schaffen

Der Bildungs- und Arbeitsmarkt ist zuständig für 
die Verfügbarkeit von Arbeitskräften und die Übe-
reinstimmung ihrer Qualifikationen mit den Bedü-
rfnissen der Wirtschaft und den offenen Stellen. 
Somit ist es nicht in erster Linie eine staatliche Auf-
gabe, das Angebot und die Nachfrage nach Fach-
kräften in Einklang zu bringen. Im Rahmen der Fa-
chkräftepolitik der Schweiz sollen jedoch geeignete 
Rahmenbedingungen geschaffen werden, um das 
inländische Arbeitskräftepotenzial bestmöglich 
auszuschöpfen. Dabei geht es insbesondere um 
die Integration von Frauen und älteren Personen 
in den Arbeitsmarkt sowie die Nach- und Höher-
qualifizierung der Erwerbsbevölkerung entlang den 
Bedürfnissen des Arbeitsmarktes.

Die Wirtschaftspolitik schafft ferner gute 
Voraussetzungen für Innovationen, welche die Stei-
gerung der Produktivität unterstützen. Ein wichti-
ger Faktor ist dabei auch die Digitalisierung: Sie 
generiert zwar selbst einen Bedarf an Fachkräf-
ten, kann aber auch personelle Ressourcen für 
verschiedene Arbeiten schonen. Die künstliche 
Intelligenz, ein wesentlicher Bestandteil der Digi-
talisierung, ermöglicht auch die Automatisierung 
von gewissen kognitiven Nichtroutinetätigkeiten, 
die heute oft durch hochqualifizierte Fachkräfte 
verrichtet werden.

Schweiz schlägt sich bislang gut

Trotz den verschiedenen langfristigen Heraus-
forderungen kann die Schweiz auf eine insge-
samt erfolgreiche Arbeitsmarktentwicklung 
zurückblicken. Besonders ausgeprägt war das 
Beschäftigungswachstum in den letzten zehn 
Jahren in hochqualifizierten Berufen (plus 25%). 
Die vollzeitäquivalente Erwerbsquote ist auf 
hohem Niveau weiter gestiegen, obwohl heut-
zutage mehr Personen teilzeitbeschäftigt sind. 
Grund dafür sind insbesondere die zunehmende 
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1 Siehe  
«Indikatorensystem 
Arbeitskräftesituation 
– Methodische 
Grundlagen und 
Ergebnisse» auf 
Seco.admin.ch.

Erwerbsbeteiligung sowie höhere Arbeitspensen 
von Frauen.

Komplementär dazu gelingt es Unternehmen, 
einen Teil ihres Fachkräftebedarfs mithilfe 
der Zuwanderung zu decken. Durch die Per-
sonenfreizügigkeit ist die Schweiz vor allem für 
Erwerbstätige aus EU/Efta-Staaten attraktiv, wel-
che mehrheitlich in Berufe mit hohen Qualifika-
tionsanforderungen einwandern (siehe Abbildung 
2). Allerdings lassen sich durch Zuwanderung 
Engpässe nicht vollständig beseitigen: Auch die 

Unternehmen in den typischen Herkunftsländern 
bemühen sich darum, Fachkräfte zu rekrutieren 
und zu halten.

Das jüngst aktualisierte Indikatorensystem1 des 
Seco zur Beurteilung der Arbeitskräftesituation ist 
darauf ausgerichtet, anhand von verschiedenen Tei-
lindikatoren den strukturellen Fachkräftebedarf nach 
Berufen einzuschätzen. Dieser deutet auf mittel- bis 
längerfristige Knappheiten hin. Als Anzeichen für 
einen strukturellen Fachkräftemangel werden dabei 
eine tiefe Arbeitslosigkeit, eine hohe Quote offener 

-200’000 -100’000 0 100’000 200’000

Führungskräfte

Intellektuelle und wissenschaftliche Berufe

Techniker/innen und gleichrangige nichttechnische Berufe

Bürokräfte und verwandte Berufe

Dienstleistungsberufe und Verkäufer/innen

Fachkräfte in Land- und Forstwirtschaft und Fischerei

Handwerks- und verwandte Berufe

Bediener/innen von Anlagen und Maschinen und Montageberufe

Hilfsarbeitskräfte

Schweizer/innen EU/Efta Drittstaaten

300’000

Spezialisten in Gesundheitsberufen

IKT-Spezialisten
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Gesamtwirtschaft

Allg. Büro- und Sekretariatskräfte

Fachkräfte Forstwirtschaft, Fischerei
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Abb. 3: Berufe mit den stärksten und schwächsten Anzeichen für Fachkräftemangel gemäss 
 Gesamtindex

Abb. 2: Beschäftigungswachstum nach Berufshauptgruppe und Nationalität (2012–2022)
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Anmerkung: Beruf gemäss CH-ISCO-19, ständige Wohnbevölkerung.
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Stellen, eine hohe arbeitsmarktbedingte Zuwan-
derung, ein starkes Beschäftigungswachstum, ein 
erhöhter demografischer Ersatzbedarf sowie hohe 
Qualifikationsanforderungen gewertet. Jedem 
Beruf wird für jeden Teilindikator ein Wert zwischen 
0 und 10 zugeordnet.   Der Gesamtindexwert für 
einen Beruf ergibt sich aus dem Durchschnitt seiner  
Teilindexwerte.

Ein Vergleich der Gesamtindexwerte erlaubt es 
schliesslich, die Arbeitskräftesituation in verschie-
denen Berufen zu vergleichen. Demnach weisen 
Spezialistinnen und Spezialisten in Gesundheits-
berufen und im Mint-Bereich (Mathematik, Informa-
tik, Naturwissenschaften und Technik) die stärksten 
Anzeichen für strukturellen Fachkräftemangel auf 
(siehe Abbildung 3 auf S. 9). Bei den Verkaufskräf-
ten liegen dagegen kaum Anzeichen für Fachkräf-
temangel vor.

Der Mangel ist Ausdruck einer 
starken Wirtschaftsentwicklung

Andere Instrumente zur Beurteilung der Arbeitskräfte-
situation berücksichtigen durch ihre Ausrichtung stär-
ker auch den kurzfristigen Fachkräftebedarf. Kaiser et 
al. (2023) schätzten beispielsweise anhand der Va-
kanzdauer von Stelleninseraten, welche Stellenprofile 
in der Schweiz besonders von Fachkräftemangel be-

troffen sind (siehe Artikel auf S. 12). Dabei zeigte sich, 
dass zurzeit vor allem in technischen Berufen der In-
dustrie und des Baugewerbes Schwierigkeiten beste-
hen, geeignetes Personal zu finden.

Ein hoher Fachkräftebedarf wird uns auch in 
Zukunft beschäftigen. Dieser ist nebst seinen ver-
schiedenen Herausforderungen aber auch als Aus-
druck einer starken Wirtschaftsentwicklung und 
eines hohen Wohlstands zu sehen, was gleichzei-
tig auch eine tiefe Arbeitslosigkeit mit sich bringt. 
Zudem gilt es in der Diskussion um Fachkräfte-
mangel zu berücksichtigen, dass hochqualifi-
zierte Arbeitskräfte schon immer ein knapper und 
hochgeschätzter Produktionsfaktor waren. Seit 
jeher mussten Unternehmen um die besten Talente 
werben. Die Zunahme der Studierenden auf Ter-
tiärstufe, die unter anderem im Gesundheits- und 
Mint-Bereich stattfindet, sowie die stetige Höher-
qualifizierung dürften dem Fachkräftemangel ins-
gesamt etwas entgegenwirken.

In welchem Ausmass dies der Fall ist und 
was die weiteren Entwicklungen für das künftige 
Wachstum der Schweizer Wirtschaft bedeuten, 
muss sich jedoch erst noch weisen. Fest steht, dass 
sich der Arbeitsmarkt laufend an neue Anforderun-
gen anpassen muss. Das vorliegende Indikatoren-
system gibt einen Eindruck, in welchen Berufen 
sich aktuell ein besonders starker Fachkräftebe-
darf abzeichnet.

Stefan Leist
Dr. rer. oec., Ressortleiter, Ar-
beitsmarktanalyse und Sozialpo-
litik, Staatssekretariat für 
Wirtschaft (Seco), Bern

Amélie Speiser
Wissenschaftliche Mitarbeiterin, 
Arbeitsmarktanalyse und So-
zialpolitik, Staatssekretariat für 
Wirtschaft (Seco), Bern
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Diese Stellen sind besonders vom 
Fachkräftemangel betroffen
In der Schweiz hat der Fachkräftemangel seit Aufhebung der 
Corona-Schutzmassnahmen ein historisches Ausmass angenommen. 
Welche Stellenmerkmale erschweren es, eine Stelle zu besetzen? 
Eine Studie gibt Aufschluss. 

Boris Kaiser, BSS, Michael Siegenthaler, ETH Zürich, Simon Wey, SAV

Der gegenwärtige Fachkräftemangel ist getrieben 
von der demografischen Entwicklung (Stich-

wort Alterungseffekt) und dem Stellenwachstum. 
Früher beschränkte er sich auf einige Berufsfelder 
wie beispielsweise technische und naturwissen-
schaftliche Berufe. Heute erstreckt er sich über ver-
schiedenste Bereiche der Schweizer Wirtschaft. Ana-
lysen zum Fachkräftemangel stützen sich meist auf 

Unternehmensumfragen oder gesamtwirtschaft-
liche Masszahlen wie die Anzahl offener Stellen. Im 
Zentrum steht jeweils der Vergleich des Fachkräfte-
mangels zwischen Branchen, Berufsgruppen oder 
Regionen. Jedoch: Ein hoher Fachkräftemangel im 
Gesundheitswesen heisst nicht automatisch, dass 
Ärzte, Pflegefachfrauen und Praxisassistentinnen in 
gleichem Ausmass fehlen.
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Abb. 1: Durchschnittliche Vakanzdauer nach Kanton
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Anmerkungen: Die Grafik zeigt die durchschnittliche Vakanzdauer offener Stellen in Tagen nach Kanton. Stellenausschreibungen aus 
dem Tessin wurden nicht in die Analyse mit einbezogen. Zeitraum: Publikationsdatum in 2018–2021.
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1 Siehe Kaiser et al. 
(2023).

2 Gemäss  
Wissensstand der 
Autoren  
wurde die  
Vakanzdauer offe-
ner Stellen als  
Knappheitsindikator 
auf dem Schweizer 
Arbeitsmarkt  
erstmals von  
Sheldon (1988)  
verwendet. Eine 
weitere Anwendung 
findet sich in einer 
jüngeren Studie zum 
Bedarf an  
ICT-Kompetenzen 
(Sheldon 2020).

Um den Fachkräftemangel in der Schweiz besser 
zu verstehen, haben das Beratungsbüro BSS und die 
KOF Konjunkturforschungsstelle der ETH Zürich im 
Auftrag des Schweizerischen Arbeitgeberverbandes 
untersucht, welche Stellenmerkmale es erschweren, 
eine Stelle zu besetzen. Für die neue Studie1 haben 
die Autoren rund 3,1 Millionen Online-Stelleninserate 
der Firma x28-AG ausgewertet, die zwischen 2018 
und 2021 in der Deutsch- oder der Westschweiz pub-
liziert wurden. Die Daten decken nahezu alle Online-
Stelleninserate in jener Periode ab.

Vakanzdauer als Mangelindikator

Die Vakanzdauer bezeichnet die Zeitdauer von der 
Publikation eines Stelleninserats bis zu dessen Lö-
schung. In der Studie dient sie als Indikator für den 
Fachkräftemangel in einem spezifischen Arbeits-
marktsegment.2 Dahinter steht der einfache Ge-
danke, dass sich der Fachkräftemangel dadurch 
kennzeichnet, dass auf dem Arbeitsmarkt bei den 
vorherrschenden Arbeitsbedingungen vergleichs-
weise wenig Stellensuchende auf viele offene 
Stellen treffen. Daher bleiben diese überdurch-
schnittlich lange ausgeschrieben. So analysiert die 
Studie, wie die Vakanzdauer von Beruf, Branche, 

Arbeitsort, geforderten Kompetenzen und ande-
ren Stellenmerkmalen abhängt.

Fachkräftemangel verursacht 
volkswirtschaftliche Kosten

Gesamtschweizerisch sind offene Stellen durch-
schnittlich 43 Tage online ausgeschrieben. Die Band-
breite der Vakanzdauer variiert dabei stark – so ist 
etwa jede zehnte Stelle mehr als 100 Tage online auf-
geschaltet. Übermässig lange Suchprozesse, so darf 
man annehmen, führen zu Produktionseinbussen bei 
Firmen und damit zu volkswirtschaftlichen Kosten. 
Eine grobe Schätzung zeigt, dass allein übermässig 
lange Wartezeiten bis zur Stellenbesetzung einen 
Wertschöpfungsverlust von bis zu 0,66 Prozent des 
Bruttoinlandprodukts oder jährlich fast 5 Milliarden 
Franken verursachen.

Die Unterschiede zwischen Branchen und Regio-
nen sind gross. So ist die durchschnittliche Vakanz-
dauer in der Branche «Architektur und Planung» 
mit 62 Tagen deutlich höher als in der Branche der 
«Öffentlichen Verwaltung» mit 29 Tagen. Auch das 
Baugewerbe, die Umwelttechnik, die Informatik und 
verschiedene MEM-Branchen (Maschinen-, Elektro- 
und Metall-Industrie) verzeichnen gemessen an der 

Besonders schwierig zu finden: Eine Stelle für 
einen Heizungsinstallateur bleibt durchschnittlich 
76 Tage online. Demontage eines Ölheizkessels.
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mittleren Vakanzdauer einen hohen Fachkräfte-
mangel. Regional zeigt sich ein Ost-West-Gefälle: Am 
höchsten ist die mittlere Vakanzdauer in der Inner- 
und der Ostschweiz sowie im Kanton Aargau (siehe 
Abbildung 1 auf  S. 12). Stellen im Kanton Glarus sind 
durchschnittlich 50 Tage, jene in Genf und der Waadt 
durchschnittlich 38 Tage online.

Heizungsinstallateure sind am 
schwierigsten zu finden

Zwischen den Berufen sind die Unterschiede noch 
ausgeprägter. Eine Stelle für eine Sekretariatsfach-
kraft wird durchschnittlich nach 23 Tagen vom Netz 
genommen, jene für einen Heizungsinstallateur 
bleibt 76 Tage online (siehe Abbildung 2). Insgesamt 
zeigt sich, dass der Fachkräftemangel bei Büro- und 

Sekretariatskräften und Hilfsarbeitskräften gering 
ist. Am grössten ist er in einigen technischen Be-
rufen der Industrie und des Baugewerbes, die ein 
eidgenössisches Fähigkeitszeugnis (EFZ) verlangen. 
Darunter fallen etwa Zimmerleute, Poliere und Vor-
arbeiter, Sanitärinstallateurinnen oder technische 
Zeichner. Dies heisst nicht, dass tertiär gebildetes 
Personal einfach zu finden wäre: In Informatik-
unternehmen fehlt mehrheitlich Personal mit tertiä-
ren Qualifikationsanforderungen wie etwa Software-
ingenieurinnen. Im Gesundheitswesen sind neben 
Fach- und Allgemeinärzten auch gewisse Pflege-
profile und Stellen für Medizintechnikerinnen schwie-
rig zu besetzen.

Die Studie beleuchtet auch den Mangel an Kom-
petenzen und Fähigkeiten auf dem Arbeitsmarkt. Eine 
besonders lange Vakanzdauer haben nicht nur Stellen, 
die harte Skills wie Deutsch- oder Programmierkennt-

Heizungsinstallateure
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Technische Zeichner, Bau
Poliere und Vorarbeiter

Sanitärinstallateure
Bauspengler, Sanitär-/Heizungsinstallateure

Bauingenieure
Bauspengler

Klima-, Kälte- und Lüftungsanlagenbauer
Baumetallverformer und Metallbauer

Fachkräfte in der öffentlichen Verwaltung
Fachkräfte im Rechnungswesen

Kassierer und Kartenverkäufer
Sekretariatsfachkräfte im juristischen Bereich
Sekretariatsfachkräfte im Gesundheitswesen

Telefonisten
Bürokräfte im Personalwesen

Arbeits- und Personalvermittler
Hilfsarbeiter in Ackerbau und Tierhaltung

Sekretariatsfachkräfte
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Anmerkungen: Die Grafik zeigt Statistiken (Durchschnitt und Quantile) zur Vakanzdauer offener Stellen nach Beruf (CH-ISCO-19 
5-stellig). Zeitraum: Publikationsdatum in 2018–2021.  
Lesehilfe am Beispiel des Heizungsinstallateurs: Stellen in diesem Beruf sind durchschnittlich 76 Tage online ausgeschrieben (mittlerer 
Punkt). Eine von fünf Stellen in diesem Beruf ist aber nur höchstens 25 Tage online ausgeschrieben (linker Punkt). Eine von fünf Stel-
len in diesem Beruf bleibt umgekehrt sogar 130 Tage oder länger online (rechter Punkt).
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nisse erfordern, sondern auch jene, die gewisse Soft 
Skills wie Begeisterungsfähigkeit, Einsatzbereitschaft, 
Gewissenhaftigkeit oder Verantwortungsbewusstsein 
verlangen. Im Arbeitsmarkt mangelt es somit nicht nur 
an Fachwissen, sondern auch an ausgewählten nicht 
kognitiven, übertragbaren Fähigkeiten.

KMU stärker von Fachkräftemangel 
betroffen

Schliesslich ermittelt die Studie mit einer Regressions-
analyse, welche Stellenmerkmale mit einer langen 
Vakanzdauer einhergehen, wenn man die Stelle in 
den anderen Dimensionen statistisch vergleichbar 
macht. So zeigt sich etwa: Die öffentliche Verwaltung 
kann Stellen schneller besetzen als andere Branchen, 
die Stellen mit vergleichbarem Profil ausschreiben 
– also etwa gleichem Beruf, gleichen Kompetenz-
anforderungen und gleichem Arbeitsort. Auch Non-
Profit-Organisationen (NPO) sowie staatsnahe Bran-
chen wie das Bildungswesen, die Luftfahrt und die 
Energieversorgung können Stellen rascher besetzen 
als andere Branchen, die ähnliche Profile rekrutieren. 
Im Bau- und im Gastgewerbe sind die Stellen hingegen 
vergleichsweise lange online.

Zudem ist die Stelle eines grossen Unternehmens 
mit mindestens 250 Beschäftigten im Schnitt 9 Tage 
weniger lange online als Stellen mit ähnlichem Pro-
fil von kleinen und mittelgrossen Unternehmen. Eine 
mögliche Erklärung ist, dass Grossunternehmen 
attraktivere Arbeits- und Lohnbedingungen bieten. 

Auch gibt es Evidenz, dass Teilzeitstellen und sol-
che mit Angabe eines flexiblen Arbeitspensums (z. B. 
80–100%) einfacher zu besetzen sind als reine Voll-
zeitstellen. Und: Je mehr Kompetenzen Unternehmen 
fordern, desto länger suchen sie. Dies gilt auch dann, 
wenn man Stellen mit ansonsten identischen Merk-
malen miteinander vergleicht.

Die Daten und Methoden der Studie erlauben es 
im Prinzip sogar, die Vakanzdauer jeder Stellenaus-
schreibung vorherzusagen. Zum Beispiel lässt sich 
gemäss den Schätzungen in St. Gallen eine Voll-
zeitstelle als Bauingenieur in einem Bau-KMU, das 
Reisebereitschaft, Englisch und Innovationskraft 
fordert, nur sehr schwer besetzen. Diese facetten-
reichen Erkenntnisse führen zu einer differenzier-
teren Betrachtung des Fachkräftemangels. Sie 
können Wirtschaft und Politik wichtige Hinweise 
liefern, welche Massnahmen geeignet sind, um die-
sen zu bekämpfen.
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Erleichterte Verfahren für  
ausländische Fachkräfte
Hochqualifizierte Fachkräfte aus Drittstaaten sind derzeit gefragter 
denn je. Die Schweiz steuert die Zulassung mittels Höchstzahlen 
und weiteren Voraussetzungen wie dem Vorrang inländischer Arbeit-
nehmenden. Gesetzgebung und Ausführungsbestimmungen passen 
sich aber laufend den Realitäten an. 

Johannes Renold, SEM

Vor dem Hintergrund der angenommenen Volks-
initiative «Gegen Masseneinwanderung» hatte 

der Bundesrat im Herbst 2014 beschlossen, seine 
Steuerungsmöglichkeit im Bereich der Drittstaaten-
zuwanderung zu nutzen. In der Folge reduzierte er 
die Höchstzahlen für qualifizierte Fachkräfte aus 
Drittstaaten von 8’500 im Jahr 2014 auf 6’500 im 
Jahr 2015. Zudem unterstrich er die Wichtigkeit, 
das inländische Arbeitskräftepotenzial zu fördern 
und bestmöglich auszuschöpfen. Dass die Höchst-
zahlen ab 2017 schrittweise wieder erhöht wurden, 
wurde von breiten Kreisen begrüsst. 2019 konnten 
wieder bis zu 8’500 Bewilligungen für Erwerbstätige 
aus Drittstaaten erteilt werden.

Mit der schrittweisen Erhöhung der Höchstzahlen 
wurden jene Stimmen in der Politik zahlreicher, die 
Vereinfachungen bei der Zulassung von erwerbs-
tätigen Drittstaatsangehörigen forderten. «Wenn die 
Schweiz teure Spezialisten ausbildet, sollen sie auch 
hier arbeiten können», verlangte 2017 eine Motion 
aus dem Nationalrat. Damit soll ausländischen Per-
sonen mit einem Schweizer Hochschulabschluss 
durch eine Ausnahme von den Höchstzahlen der 
Arbeitsmarktzugang erleichtert werden. Die Vor-
lage befindet sich aktuell im Parlament in Beratung.

Im Sommer 2019 forderte ein Postulat1 aus dem 
Nationalrat den Bundesrat auf, das Kontingent-
system für Fachkräfte aus Drittstaaten grundsätz-
lich zu überprüfen und stärker auf die Bedürfnisse 
der Wirtschaft auszurichten. In seinem Bericht vom 

4. März 2022 in Erfüllung dieses Postulats zeigt der 
Bundesrat auf, dass Unternehmen, Sozialpartner und 
Kantone das Kontingentssystem an sich nicht infrage 
stellen. Gleichzeitig räumt er ein, dass administrative 
Erleichterungen und Prozessbeschleunigungen im 
Bewilligungsverfahren angezeigt seien, um Unter-
nehmen zu entlasten.

Steigende Nachfrage von Branchen 
und Unternehmen

Das Zulassungssystem für Erwerbstätige aus Dritt-
staaten steht aktuell wieder stärker im Fokus von 
Politik und Wirtschaft – nicht zuletzt als Folge der 
raschen und kräftigen Erholung von der Covid-19- 
Krise. Dies stellt auch das Staatssekretariat für Mi-
gration (SEM) fest, das auf Bundesebene für die Zu-
lassung von ausländischen Fachkräften zuständig 
ist. Schon 2019, ein Jahr vor der Covid-19-Pandemie, 
hatten die Erkundigungen von Unternehmen bei kan-
tonalen Arbeitsmarktbehörden und dem SEM über 
die Möglichkeit, Arbeitsbewilligungen zu erhalten, 
zugenommen. Nach der Überwindung der Covid-
19-Krise hat sich diese Tendenz noch verstärkt. 
Neu ist, dass zum Teil auch Branchen Zulassungs-
möglichkeiten für Drittstaatsangehörige fordern, 
deren Gesuche aufgrund der geltenden gesetzlichen 
Bestimmungen derzeit kaum Bewilligungschancen 
haben. So besteht etwa das Anliegen, dass auch 

1 Siehe Postulat 
19.3651 «Für eine 
Zuwanderungsrege-
lung, die den Be-
dürfnissen der 
Schweiz ent-
spricht».
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 Köchinnen und Köche ohne besondere Spezialisie-
rung, Servicefachkräfte oder Hilfspersonal im Be-
reich der Pflege eine Bewilligung erhalten können.

Administrative Erleichterungen für 
Unternehmen

Um die Unternehmen zu entlasten – und als Bei-
trag zur Linderung des Fachkräftemangels – hat 
das SEM 2023 auf Verordnungs- und Weisungs-
stufe verschiedene administrative Erleichterungen 
und Prozessbeschleunigungen eingeführt. Seit dem 
1. Februar 2023 können die kantonalen Arbeits-
marktbehörden bestimmte Gesuche um Erteilung 
einer Arbeitsbewilligung für Drittstaatsangehörige 
in eigener Kompetenz bewilligen, ohne dazu die 
Zustimmung des SEM einzuholen. Sofern die Zu-
lassungsvoraussetzungen erfüllt sind, verkürzt sich 
die Verfahrensdauer somit merklich. Ebenfalls seit 
Februar 2023 haben die kantonalen Arbeitsmarkt-
behörden eine weitere Option: In Berufsarten, die 
besonders vom Fachkräftemangel betroffen sind, 
können sie darauf verzichten, von den Unternehmen 
Suchbemühungen einzufordern, um die gesetzliche 
Bestimmung des Vorrangs von inländischen Arbeits-
kräften zu erfüllen. Auch dies stellt eine erhebliche 
Entlastung für die Unternehmen dar.

Die Liste der Berufsarten, die von den 
Erleichterungen profitieren können, hat das SEM 
unter Einbezug des Staatssekretariats für Wirtschaft 
(Seco) erstellt.2 Sie enthält Berufsarten, die von 
einem ausgeprägten strukturellen Fachkräftemangel 
betroffen sind3 und deren Anforderungsprofile 
typischerweise die Zulassungsvoraussetzungen 
des Ausländer- und Integrationsgesetzes (AIG; SR 
142.20) erfüllen. Dazu gehören etwa Führungs-
kräfte in der Informations- und Kommunikations-
technologie, in der Unternehmensberatung oder in 
der Versicherungsbranche, Forschende bestimmter 
Disziplinen sowie Fachkräfte im Gesundheitswesen.

Nebst den administrativen Erleichterungen 
für Unternehmen bei der Rekrutierung von aus-

ländischem Personal will der Bund auch die 
Innovationskraft der Schweizer Wirtschaft und das 
selbstständige Unternehmertum fördern. Dazu wur-
den die Vollzugsweisungen zum AIG per 1. Februar 
2023 angepasst. Sie empfehlen den zuständigen 
kantonalen Behörden, die Voraussetzungen für 
eine Bewilligung beim Wechsel von einer unselbst-
ständigen zu einer selbstständigen Erwerbstätig-
keit von Drittstaatsangehörigen grosszügig auszu-
legen. Eine Vorlage, um die Bewilligungspflicht beim 
Wechsel zu einer selbstständigen Erwerbstätigkeit 
auf Gesetzesstufe aufzuheben, ist in Ausarbeitung.

Zulassungssystem für 
Drittstaatsangehörige im Wandel

Gesellschaftlicher Wandel widerspiegelt sich – meist 
zeitlich verzögert – auch in verfassungsrechtlichen 
und gesetzlichen Regelwerken. So wurde das Aus-
ländergesetz seit seiner Einführung im Jahr 2008 
stets weiterentwickelt und mit punktuellen Ver-
änderungen an neue Realitäten angepasst. 2019 
wurde es umbenannt in Ausländer- und Integrations-
gesetz. Der demografische und strukturelle Wandel, 
der Fachkräftemangel und neue gesellschaftliche 
Realitäten werden die ausländerrechtliche Gesetz-
gebung der Schweiz auch künftig fordern und auf 
ihre Tauglichkeit zur Bewältigung dieser Heraus-
forderungen hin testen.

Es wird sich zeigen, ob die jüngsten Massnahmen 
zur administrativen Entlastung der Unternehmen den 
Erwartungen der verschiedenen Anspruchsgruppen 
auch in Zukunft gerecht werden.

Johannes Renold
Stellvertretender Sektionschef, 
Sektion Arbeitskräfte Deutsche 
Schweiz, Staatssekretariat für 
Migration (SEM), Bern

2 Siehe Weisungen 
zum Ausländer- und 
Integrationsgesetz 
AIG, Ziff. 4.3.2.2.1 
und Ziff. 4.3.5.1. Die 
Liste wird periodisch 
vom SEM unter  
Einbezug des Seco 
überprüft. 

3 Basierend auf dem 
Indikatorensystem 
zur Beurteilung der 
Fachkräftenachfrage 
des Seco. 
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Der Fachkräftemangel fordert 
(auch) das Bildungssystem
Die Schweizer Wirtschaft und damit auch der Arbeitsmarkt unter-
liegen einem stetigen Wandel. Arbeitnehmende auf allen Quali-
fikationsstufen sind betroffen. Mit diversen Massnahmen trägt das 
Bildungssystem dazu bei, dem Fachkräftemangel entgegenzuwirken.

Dani Duttweiler, Marco Scruzzi, Alice Leibundgut, SBFI

Bildung ist zuallererst eine Bezeichnung für die 
Formung des Menschen im Hinblick auf sein 

selbstverantwortliches Denken und Handeln. Da 
die über Bildung erworbenen Kompetenzen auch 
wichtige Voraussetzung für die Erwerbstätigkeit 
sind, schliesst sie monetäre Aspekte mit ein. Dies 
gilt für das Individuum selbst und, natürlich, für 
die Wirtschaft.

Im Kontext des Fachkräftemangels ist einer-
seits relevant, wie viele Personen überhaupt ins 
Bildungssystem eintreten, Abschlüsse erlangen 
und auf den Arbeitsmarkt kommen. Angesichts 
gestiegener Geburtenzahlen prognostiziert das 
Bundesamt für Statistik (BFS) für die nächsten 
zehn Jahre auf allen Bildungsstufen und in allen 
Bildungsgängen eine Zunahme bei den Lernenden 
und Abschlüssen.

Andererseits ist entscheidend, ob die Schwei-
zer Bevölkerung in Bezug auf ihre Qualifikationen 
so ausgebildet ist, dass sie arbeitsmarktfähig ist. 
Die Tertiärquote (Abschluss Hochschule oder 
höhere Berufsbildung) steigt weiter an: Heute 
besitzt bereits jede zweite 25- bis 34-jährige Per-
son einen Abschluss (beruflich oder akademisch) 
auf Tertiärstufe. Dies ist eine gute Nachricht, 
denn der Fachkräftemangel ist in jenen Berufen 
am ausgeprägtesten, die eine tertiäre Ausbildung 
erfordern. Darüber hinaus zeigt das BFS, dass 

in Bildungsfeldern mit überdurchschnittlichem 
Bedarf an Fachkräften erwartungsgemäss auch 
die Anzahl ausgebildeter Personen überdurch-
schnittlich zunehmen wird. Dies bedeutet aber 
nicht, dass sich Angebot und Nachfrage auto-
matisch in allen Fachbereichen decken. Auch vari-
iert der Fachkräftebedarf stark zwischen einzel-
nen Berufsfeldern.

Berufs- und Weiterbildung

Daher schafft die Bildungspolitik Anreize und 
gute Rahmenbedingungen für eine solide Aus-
bildung sowie Möglichkeiten zur Nach- und 
Höherqualifizierung. Die Aus- und Weiterbildung 
von Fachkräften liegt im ureigenen Interesse 
der Wirtschaft, sie sichert sich so ihren Berufs-
nachwuchs. Die Organisationen der Arbeitswelt 
(Sozialpartner, Berufs- und Branchenverbände) 
legen die Inhalte der Berufsbildungsabschlüsse 
praxisnah fest: Es wird gelehrt, was auf dem 
Arbeitsmarkt nachgefragt ist. Diese Nähe der 
Bildungsinhalte zum Arbeitsmarkt schützt vor In-
effizienzen beziehungsweise Transaktionskosten 
am Übergang von der Bildung zum Arbeitsmarkt. 
Denn ein Unternehmen, das eine ausgelernte 
Fachperson anstellt, kann sicher sein, dass diese 
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Wenn sie erwachsen ist, wird sich der 
Arbeitsmarkt gewandelt haben. Ein Mädchen 
zeichnet im Malunterricht eine Figur.
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genau jene Kompetenzen mitbringt, die in Betrieb 
und Branche benötigt werden und die auf die An-
forderungen einer sich laufend verändernden 
Arbeitswelt abgestimmt sind. In der Schweiz be-
steht hier ein umfangreiches Angebot an Weiter-
bildung. Erwachsene können sich unabhängig 
von Branche und Qualifikationsstufe rasch neue 
Kenntnisse aneignen und mit den Veränderungen 
in der Arbeitswelt Schritt halten.

Ein- und Wiedereinstieg sollen 
erleichtert werden

Bund und Kantone unterstützen Erwachsene 
beim Ein- und Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt 
wie auch beim Umstieg mit flexiblen und durch-
lässigen Strukturen und Beratung. Ein Beispiel 
dafür ist der Berufsabschluss für Erwachsene. 
Ausserdem fördert das Staatssekretariat für 
Bildung, Forschung und Innovation (SBFI) die 
Weiterbildung und das lebenslange Lernen – 
beispielsweise mit Massnahmen zur Förderung 
von Grundkompetenzen oder dem Förderschwer-
punkt «Einfach besser!… am Arbeitsplatz». Eines 
der Ziele ist, die Arbeitsmarktfähigkeit gering 
qualifizierter Personen zu verbessern.

Laut Bildungsbericht Schweiz 2023 sind manu-
elle Tätigkeiten immer weniger gefragt, kognitive 
Nichtroutinetätigkeiten umso mehr. Der Bund för-
dert deshalb die höhere Berufsbildung – zum Bei-
spiel indem er Absolventinnen und Absolventen 
von eidgenössischen Berufs- und höheren Fach-
prüfungen direkt finanziell unterstützt und die 
höheren Fachschulen im Bildungssystem besser 
positioniert.

Auch universitäre Hochschulen, Fachhoch-
schulen und pädagogische Hochschulen spielen 
eine bedeutende Rolle bei der Aus- und Weiter-
bildung von Fachkräften, ganz besonders in den 
Bereichen Mint (Mathematik, Informatik, Natur-
wissenschaften und Technik, dazu weiter unten), 
Gesundheit, Medizin sowie Lehrerinnen- und 
Lehrerbildung. Die Aus- und Weiterbildung ist 
in den strategischen Zielen der Träger (Kantone 
bzw. Bund) und den Planungen der Hochschulen 
verankert. Um den Mangel zu lindern, ist die Aus-
bildung von Fachkräften 2021–2024 auch im 

Fokus der Rektorenkonferenz Swissuniversities 
und der Schweizerischen Hochschulkonferenz 
(SHK). Sie wird auch in der Periode 2025–2028 
prioritär bleiben.

Bund und Kantone unterstützen 
die Ausbildung von Fachkräften

Bund und Kantone anerkennen die Bedeutung der 
Fachkräfteausbildung und tragen dieser in der 
Grundfinanzierung der Hochschulen entsprechend 
Rechnung. Die SHK unterstützt zudem mit-
tels projektgebundener Beiträge Kooperations-
programme der Hochschulen, welche die Fach-
kräfteausbildung zum Ziel haben. Dazu gehörte in 
der Vergangenheit das Sonderprogramm Human-
medizin 2017–2020: Die Kapazitäten für Studien-
plätze konnten damit erhöht und die Hausarzt-
ausbildung und die Interprofessionalität gestärkt 
werden. Das nationale Netzwerk zur Förderung 
der Mint-Bildung ist ein anderes Beispiel: Mit der 
Förderung der hochschultypenübergreifenden 
Aus- und Weiterbildung von Lehrpersonen be-
zweckt das Netzwerk, die Mint-Fächer in der ob-
ligatorischen Schule aufzuwerten.

Wichtig sind auch die laufenden Kooperations-
programme zur Stärkung der digitalen Kompe-
tenzen, der Chancengleichheit und der Diversi-
tät sowie zur Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses. Der Bund unterstützt zudem über 
den Schweizerischen Nationalfonds (SNF) die Kar-
rieren und das Kompetenzprofil des wissenschaft-
lichen Nachwuchses. Innosuisse fördert gezielt 
auch unternehmerische Kompetenzen.

Informatikunterricht ist jetzt 
obligatorisch

Im OECD-Vergleich bildet die Schweiz zwar rela-
tiv viele Studierende im Bereich Mint aus. Doch 
der Bedarf an hoch qualifizierten Mint-Fach-
kräften ist und bleibt ein Thema. Dabei ist zu be-
rücksichtigen, dass die Weichen für oder gegen 
eine «Mint-Ausbildung» schon früh gestellt wer-
den, nämlich in der Phase zwischen Kindergarten 
und Sek I.
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Aus diesem Grund führen die Akademien der 
Wissenschaften Schweiz (a+), mandatiert vom 
SBFI, seit 2013 das Programm «MINT Schweiz». 
a+ entwickelt hier einerseits eigene Projekte wie 
etwa «Swiss TecLadies», ein Mentoringprogramm, 
das explizit auf Mädchen fokussiert. Anderseits 
unterstützt a+ im Rahmen von «MINT Schweiz» 
auch schulergänzende Angebote wie beispiels-
weise «NaTech bewegt – Immer einen Schritt 
voraus»: Die Pädagogische Hochschule Thurgau 
stellt damit ein Format für Projektwochen zur Ver-
fügung, in denen Schülerinnen und Schüler der 5. 

und 6. Klasse das Thema Nachhaltige Stadtent-
wicklung bearbeiten.

Angesichts der zunehmenden Digitalisierung 
schliesslich haben die Kantone beschlossen, 
schweizweit an allen Gymnasien den Unterricht 
von Informatik als obligatorisches Fach im Lern-
bereich «Mathematik, Informatik und Natur-
wissenschaften» einzuführen. Die künftigen 
Fachkräfte, die im Schuljahr 2022/2023 ins Gym-
nasium eingetreten sind, sind die ersten, für die 
diese Neuerung gilt.

Dani Duttweiler
Leiter Ressort Berufsbildungs-
politik, Staatssekretariat für 
Bildung, Forschung und Innova-
tion (SBFI), Bern

Marco Scruzzi
Leiter Ressort Hochschulpolitik, 
Staatssekretariat für Bildung, 
Forschung und Innovation (SBFI), 
Bern

Alice Leibundgut
Projektverantwortliche Ressort 
Bildungsraum Schweiz, Staatsse-
kretariat für Bildung, Forschung 
und Innovation (SBFI), Bern
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(2022). Fachkräfte-
mangel Index 
Schweiz 2022.

Das Potenzial bei den  
Pensionierten ist hoch
In der Schweiz wird sich der Mangel an Personen in der beruflichen 
und der freiwilligen Arbeit verschärfen. Eine neue Studie zeigt:  
Der Wille, sich nach der Pensionierung beruflich oder freiwillig zu 
engagieren, ist weitverbreitet. Dieses Potenzial muss mobilisiert 
werden.

Dario Wellinger, Curdin Derungs, Fachhochschule Graubünden

Der demografische Wandel in der Schweiz ist in 
vollem Gang. Gemäss Szenario des Bundes-

amts für Statistik wird dadurch das Verhältnis der 
Rentner zu Erwerbstätigen in der Schweiz im Jahr 
2050 auf 2:1 steigen. In ländlichen Regionen finden 
auch sogenannte Wanderverluste statt: Junge und 
gut qualifizierte Personen ziehen für Ausbildung 
und Beruf in urbane Zentren weg und bleiben dort. 
Dies beschleunigt in diesen Regionen den Anstieg 
des Anteils der über 65-Jährigen (Ü65) in der Be-
völkerung zusätzlich. Gleichzeitig ist der Fach-
kräftemangel deutlich spürbar1. Aber nicht nur die 
Wirtschaft sucht händeringend nach Personal – 
auch Vereine und Gemeinden sind auf Freiwillige 
und Ehrenamtliche angewiesen.

Ein grosses, bisher kaum erschlossenes Poten-
zial bieten die Seniorinnen und Senioren. Nicht nur 
der Anteil an älteren Personen hat sich verändert, 
sondern auch die Lebensgestaltung im Alter. Der 
Wandel hin zu einer «silbernen» Gesellschaft, in 
der ein grosser Teil der Bevölkerung mehrheitlich 
gesund und mit Energie aus dem Berufsleben aus-
scheidet, eröffnet neue Chancen. Die chancen-
orientierte Betrachtungsweise bleibt bislang im 
Hintergrund. In der öffentlichen Diskussion domi-
nieren eher die Folgen des demografischen Wan-
dels mit besonderem Fokus auf die Ungleich-
gewichte in den Sozialwerken oder die steigenden 
Gesundheitskosten. Auch Unternehmen tun sich 
(noch) schwer mit der Nutzung dieser Ressource 

«Alter». Vereinzelt bieten sie in einem systemati-
schen Ansatz an, Personen über das ordentliche 
Rentenalter hinweg zu beschäftigen.

Viele Pensionierte wollen 
weiterarbeiten

Im Rahmen des Forschungsprojekts «Plus 65» der 
Fachhochschule Graubünden wurden schweiz-
weit Seniorinnen und Senioren zu ihrem zivil-
gesellschaftlichen Engagement und ihrer Absicht, 
über das Pensionsalter hinaus zu arbeiten, befragt. 
Dabei zeigt sich: Der Wunsch, nach dem ordent-
lichen Pensionsalter weiterzuarbeiten, ist weitver-
breitet. Von 317 befragten Personen haben bei den 
Männern 38 Prozent und bei den Frauen 28 Prozent 
Teilzeit weitergearbeitet. Bei den Männern haben 7 
Prozent und bei den Frauen 2 Prozent sogar Vollzeit 
weitergearbeitet. Bei den Seniorinnen und Senioren 
ohne Erwerbsarbeit haben 45 Prozent der Männer 
und 30 Prozent der Frauen angegeben, sie hätten 
gerne Teilzeit nach ihrer Pensionierung weiter-
gearbeitet. Jeweils 6 Prozent der Männer und Frau-
en haben angegeben, sie hätten sogar gerne Voll-
zeit weitergearbeitet (siehe Abbildung 1 auf S. 24).  
Der Wunsch, nach dem ordentlichen Pensionsalter 
teilzeitlich einer Erwerbsarbeit nachzugehen, ist 
demnach ein nicht zu vernachlässigendes Bedürf-
nis vieler Seniorinnen und Senioren.
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Pensioniert – und voller Energie: Viele Menschen wollen  
sich auch im Alter noch für die Gesellschaft nützlich machen.  
Ein früherer Seminarlehrer unterrichtet Zürichdeutsch.
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Die Gründe für den Wunsch nach einer Weiter-
arbeit wurden in der Umfrage nicht ermittelt. Ein 
Indiz könnte jedoch folgende Analyse liefern: Zu den 
Personengruppen, die über das ordentliche Pensions-
alter hinaus gerne gearbeitet hätten, gehören auch 
Personen, die überdurchschnittlich freiwillig enga-
giert sind oder sich freiwillig engagieren wollen (siehe 

Abbildung 2). Das heisst, die Motivation bezieht sich 
nicht nur auf die Erwerbsarbeit, sondern auch auf das 
freiwillige Engagement. Der grosse Pool an willigen 
Seniorinnen und Senioren steht demnach nicht nur 
den Arbeitgebern zur Verfügung, sondern auch den 
vielfältigen Non-Profit-Organisationen wie zum Bei-
spiel Sport- und Kulturvereinen, karitativen Organi-

Wunsch Weiterarbeit
Hätten Sie gerne nach Ihrer ordentlichen Pensionierung weitergearbeitet? (N=181 m, 97 w)

*Anmerkung: Filterfrage = nur von Personen beantwortet, die nicht weitergearbeitet haben.
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Abb. 1: Wunsch, nach der Pensionierung weiterzuarbeiten (nicht arbeitstätige Pensionierte, 2022)

Abb. 2: Wunsch, nach der Pensionierung weiterzuarbeiten, je nach  
derzeitigem Engagement (2022)
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Anmerkung: Die Zurückgezogenen haben kein Engagement und möchten in Zukunft auch keines. Bloomer sind derzeit engagiert, wollen 
in Zukunft aber kürzertreten. Fragezeichen sind Personen, die aktuell nicht engagiert sind, aber in Zukunft sich engagieren möchten. Stars 
sind Personen, die sich freiwillig engagieren und dies auch in Zukunft tun möchten.
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2 Die Studie und die 
Toolbox zum Projekt 
«Plus 65» können 
bei der Fachhoch-
schule Graubünden 
oder direkt bei den 
Autoren bestellt 
werden. 

sationen und politischen Behörden. Weiter zeigt sich, 
dass Engagierte beziehungsweise Personen, die sich 
zukünftig engagieren wollen, in ihrem Berufsleben 
öfter eine Kaderfunktion innehatten.

Arbeitsbedingungen anpassen

Aus diesen Erkenntnissen2 können folgende Emp-
fehlungen abgeleitet werden: Unternehmen können 
mit innovativen Modellen Seniorinnen und Senio-
ren im Arbeitsprozess halten – eine gewisse Bereit-
schaft der Seniorinnen und Senioren hierfür ist aus 
den Daten klar ersichtlich. Dies kann ein wichtiges 
Puzzleteil zur Entschärfung des Fachkräftemangels 
sein. Die Arbeitsbedingungen müssen jedoch auch 
ein freiwilliges Engagement neben dem Job zu-
lassen – da die willigen Seniorinnen und Senioren 
freiwillig engagiert sind und dies auch in Zukunft 
sein möchten. Hier gilt es, vor allem die Arbeits-
zeitflexibilität im Auge zu behalten.

Seniorinnen und Senioren wollen die neu 
gewonnene Flexibilität nach der Pensionierung durch 
ein freiwilliges Engagement oder eine Teilzeitarbeits-
stelle nicht vollends aufgeben. Hier innovative und für 
beide Seiten nutzenstiftende Modelle zu finden, wird 
eine wichtige Teiletappe zur Entschärfung des Fach-
kräftemangels darstellen. Ein Beispiel könnte eine 
zeitlich flexible Teilzeitanstellung mit Beratungs-
funktion über die Pensionierung hinaus sein. Ehren-
amtliche Organisationen können beispielsweise zeit-
lich flexible Ämter für ein Engagement schaffen und 
gezielt Seniorinnen und Senioren dafür anfragen.

Massnahmen wie diese können einen Beitrag dazu 
leisten, pensionierte Personen mit viel Know-how 
und Erfahrung in Unternehmen und Non-Profit-Orga-
nisationen (inkl. Behörden und Gemeinden) weiter-
zubeschäftigen. Sie können damit gemeinschafts-
stärkend wirken und zu einer höheren Befriedigung 
auf individueller Ebene beitragen. Und nicht zuletzt 
liesse sich mit diesen Massnahmen die wirtschaft-
liche und gesellschaftliche Produktivität erhöhen.

Curdin Derungs
Professor für Public Management 
am Zentrum für Verwaltungsma-
nagement der Fachhoschule 
Graubünden, Chur

Dario Wellinger
Dozent und Projektleiter am 
Zentrum für Verwaltungsmanage-
ment der Fachhochschule Grau-
bünden, Chur
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1 Siehe Jaik (2020).

Duale Berufsbildung lindert den 
Fachkräftemangel
Fachkräfte verfügen per Definition über fachliche Kompetenzen, die 
sie von unqualifizierten Arbeitskräften unterscheiden. Damit trägt 
potenziell jede Ausbildung zur Linderung des Fachkräftemangels bei. 
Dies gilt besonders für die berufliche, betrieblich basierte Grund-
bildung. 

Stefan C. Wolter, Universität Bern

Ziel von Bund und Kantonen ist es, dass mindes-
tens 95 Prozent der Einwohnerinnen und Ein-

wohner im Alter von 25 Jahren über einen nach-
obligatorischen Schulabschluss verfügen – genannt 
auch Abschluss auf Sekundarstufe II. Dazu zäh-
len die gymnasiale Maturität, der Abschluss einer 
Fachmittelschule und die Berufslehre mit oder ohne 
Berufsmaturität.

Die duale Berufsbildung ist ein sehr effekti-
ves Bildungsangebot, um das 95-Prozent-Ziel zu 
erreichen. Dies zeigt sich schon an folgendem Fakt: 
In Kantonen mit einem sehr hohen Anteil an Eintritten 
in die berufliche Grundbildung (Betriebslehre) liegt 
auch die Erfolgsquote auf Sekundarstufe II (nach-
obligatorischer Schulabschluss) deutlich höher als in 
Kantonen mit hohen Anteilen an allgemeinbildenden 
Bildungstypen (Gymnasien und Fachmittelschulen).

Auch wenn die Gründe für diesen Zusammenhang 
nicht abschliessend benannt und in ihrer Bedeutung 
nicht quantifiziert werden können, gibt es ein paar 
Hinweise darauf, warum dem so ist. Je höher der 
Anteil am allgemeinbildenden Bildungssystem ist, 
desto kleiner ist der Pool der möglichen Lernen-
den in den Betrieben – dies sowohl quantitativ als 
auch qualitativ. Ersteres führt – dies lässt sich im 
Ausland gut beobachten – zu einer Stigmatisierung 
der Berufsbildung. Diese wiederum führt dazu, dass 
zu viele junge Menschen die Allgemeinbildung nur 
deshalb wählen, um diesem Stigma zu entkommen. 
Das hat Folgen auf qualitativer Ebene: Sind Jugend-

liche schulisch in den allgemeinbildenden Schulen – 
den Gymnasien und den Fachmittelschulen – über-
fordert, führt dies dort zu hohen Abbruchquoten. 
Dies hat potenziell negative Folgen für den Bildungs-
erfolg insgesamt: Teilweise brechen Jugendliche, die 
scheitern, weitere Ausbildungen ab und enden ohne 
nachobligatorischen Bildungsabschluss.

Zudem, und vielleicht eher erstaunlich, zeigt die 
empirische Analyse, dass Betriebe mit Kandidatinnen 
und Kandidaten für eine Berufslehre, die weniger gute 
schulische Leistungen haben, nicht unbedingt auf das 
Angebot an anspruchsvollen Lehrberufen verzichten. 
Dies wiederum führt dazu, dass auch mehr Lernende 
in der Berufsbildung selbst scheitern.1

Tatsache ist: An Orten mit einer hohen Nachfrage 
nach Lehrstellen und einem entsprechenden Angebot 
in den Betrieben ist auch der Anteil jener jungen Men-
schen tief, die gar keine nachobligatorische Aus-
bildung machen – und somit auch keinen Beitrag zur 
Linderung des Fachkräftemangels leisten können.

Früher Realitätscheck

Die Berufsbildung sorgt also dafür, dass mehr Leute 
mit mindestens einem Abschluss auf Sekundarstufe 
II auf den Arbeitsmarkt treten. Es zeigen sich noch 
zwei weitere wichtige quantitative und qualitative 
Effekte. Diese entstehen dadurch, dass sowohl die 
Zahl der Ausbildungen in einem spezifischen Lehr-
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Die betriebliche Grundausbildung trägt 
dazu bei, den Mangel an Fachkräften zu 
reduzieren. Eine Lernende an einem 
Apparateglasbläser in der Metroglas AG.
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beruf als auch die spezifisch auf diesen Beruf hin 
ausgebildeten Personen die Folge eines doppel-
ten Passungsprozesses sind. Erstens wird quan-
titativ weniger häufig an den Marktbedürfnissen 
vorbei ausgebildet, weil die Präferenzen der aus-
bildungswilligen Personen quantitativ auch auf ein 
entsprechendes Ausbildungsangebot treffen müs-
sen. Wo dies nicht der Fall ist, müssen sich die be-
troffenen Personen beruflich umorientieren.

Zweitens und nicht weniger wichtig ist die Pas-
sung der spezifischen Person mit dem Ausbildungs-
platz, also der Berufslehre. Selbst wenn Angebot 
und Nachfrage im Gleichgewicht sind, garantiert 
dies noch lange nicht, dass die Personen, die sich für 
einen bestimmten Beruf interessieren, auch genau 
über jene Eignung verfügen, die von Ausbildungs-
betrieben erwartet wird. Der Prozess der Berufs-
wahl bei der betrieblichen Grundbildung garantiert 
deshalb besser als alternative Ausbildungswege, 
dass am Schluss nicht quantitativ oder qualitativ 
an den Marktbedürfnissen vorbei ausgebildet wird. 
Dies ist entscheidend: In Ländern ohne nennens-

werte betrieblich gesteuerte Berufsbildung liegt 
der Grund für Fachkräftemangel weniger darin, dass 
ausgebildete Personen fehlen. Vielmehr gibt es eine 
hohe Zahl an falsch, das heisst nicht für die Mangel-
berufe ausgebildete Personen. Das Risiko hier-
für wäre auch in der Schweiz durchaus nicht ver-
nachlässigbar (siehe Abbildung).

Berufliche Mobilität ist gegeben

Der Realitätscheck kommt für junge Leute sehr 
früh und die Bedürfnisse des Arbeitsmarktes sind 
nicht statisch, sondern dynamisch. Deswegen gilt: 
Um den Fachkräftemangel zu lindern, ist es wich-
tig, dass sich Personen auch nach einer beruflichen 
Grundbildung weiterentwickeln können. Die Längs-
schnittanalysen des Bundesamtes für Statistik zei-
gen, dass nicht nur die berufliche Mobilität nach 
einer beruflichen Grundbildung recht hoch ist – 
sie bewegt sich im Durchschnitt auch in Richtung 
Mangelberufe. Dies ist besonders dann der Fall, 
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Anteil der Suchanfragen nach Lehrstellen (Wünsche) und Anteil der  
abgeschlossenen Lehrverträge (Realisationen) (2021/22)

Anmerkung: Deckt sich der Wunsch von Jugendlichen nach einer bestimmten Lehrstelle mit dem Angebot? Suchanfragen auf der Plattform 
der Online-Stellenbörse für Schnupperlehren und Lehrstellen (Lehrstellennachweis, Lena) geben Hinweise. 
Lesehilfe: Die Abbildung stellt den Anteil der vierzig meistgewählten Lehrberufe in der Schweiz dem Anteil gegenüber, der sich bei 
den Suchanfragen nach diesen Lehrberufen auf der Lena-Plattform während eines Jahres ergibt. Gewisse Berufe entsprechen bezüg-
lich Attraktivität dem Anteil der tatsächlich unterschriebenen Lehrverträge (z. B. Fachmann/-frau Betreuung). Andere Lehrberufe 
würden entweder deutlich häufiger ergriffen, wenn die Ausbildungswilligen frei entscheiden könnten (z. B. Kaufmann/-frau, Detail-
handelsfachmann/-frau oder Informatiker/in) – oder deutlich weniger gewählt als tatsächlich ausgebildet werden (z. B. Fachmann/-frau 
Gesundheit und Koch/Köchin).
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2 Siehe BFS (2020).

wenn nach der beruflichen Grundbildung noch 
eine tertiäre Ausbildung, sei es an einer Fachhoch-
schule oder in Form einer höheren Berufsbildung, 
angeschlossen wird. Damit steigt der Anteil jener 
Erwerbstätigen, die in einem Beruf mit überdurch-
schnittlichem Fachkräftemangel tätig sind, von rund 
30 Prozent nach Abschluss der Lehre auf fast 60 
Prozent nach Abschluss der tertiären Ausbildung.2

Arbeiten während der Ausbildung

Aber auch ohne eine tertiäre Ausbildung bewegen 
sich viele junge Leute innerhalb der ersten fünfein-
halb Jahre nach Abschluss der Berufslehre in Rich-
tung jener Berufe weiter, bei denen die Mangel-
erscheinungen grösser sind. Dies zeigt, dass die 
berufliche Grundbildung bei der Vermittlung der 
Kompetenzen auch genügend breit aufgestellt ist: 
Sie ermöglicht nicht nur eine betriebliche, sondern 
auch eine berufliche Mobilität. Gleichzeitig ist diese 
Mobilität, so erwünscht sie aus gesamtwirtschaft-
licher Perspektive ist, für weniger attraktive Be-
rufe – sei es bezüglich Lohnes, Arbeitsbedingungen 
oder Ansehen – ein Problem: Sie verlieren ihre aus-
gebildeten Fachkräfte überdurchschnittlich häufig an 
attraktivere Berufe. Der überdurchschnittliche Fach-
kräftemangel in gewissen handwerklichen Berufen 
wie Heizungs-, Sanitärinstallateuren oder Zimmer-
leuten und Spenglern ist deshalb weniger Zeichen 
eines Marktversagens der Berufsbildung. Sie ist eher 
die Folge einer arbeitsmarktlichen Dynamik, die wie-

derum Folge einer Ausbildungsform ist, die nicht in 
eine berufliche Sackgasse führt.

Ausserhalb der Berufsbildung ist es die Ausnahme, 
dass Leute in Ausbildung Stellen besetzen, um den 
Fachkräftemangel zu lindern – Beispiel sind Studie-
rende der Pädagogischen Hochschulen, die an Schu-
len eingesetzt werden. Diese Form des Einsatzes 
während der Ausbildung findet in der beruflichen 
Grundbildung jedoch permanent statt. Natürlich arbei-
ten Lernende nicht während der ganzen Woche im 
Betrieb. Und während sie im Betrieb sind, verrichten 
sie nicht nur qualifizierte Arbeit. Und wenn sie quali-
fizierte Arbeit leisten, tun sie dies nicht mit derselben 
Produktivität wie ausgelernte Fachkräfte. Trotzdem 
und konservativ gerechnet kann man davon ausgehen, 
dass Lernende jedes Jahr rund 40’000 vollzeitäqui-
valente Stellen in der betrieblich basierten beruflichen 
Grundbildung ausfüllen. Dies ist mehr als nur ein Trop-
fen Wasser auf den heissen Stein in Zeiten, in welchen 
Betriebe in unterschiedlichsten Branchen und Berufen 
händeringend um jede Fachkraft kämpfen.

Literatur
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venten einer beruflichen Grundbildung in den fünf Jahren nach 
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Erwerbstätigkeit von Frauen mit 
Kindern: Wo sind die Hürden?
Die Erwerbsquote von Frauen mit Kindern ist in den letzten 
 Jahrzehnten stetig gestiegen. Die Gründung einer Familie wirkt sich 
aber noch heute auf die Erwerbsbeteiligung der Frauen aus.  
Welche Faktoren spielen hier eine Rolle? 

Fabienne Liechti, Urezza Caviezel, Michael Marti, Ecoplan, Jana Freundt, Universität Freiburg

In der Schweiz lag die Erwerbsquote von Frauen mit 
Kindern im Jahr 2021 bei 83 Prozent, diejenige von 

Frauen ohne Kinder bei 93 Prozent. Der grösste Teil 
(78 Prozent) der erwerbstätigen Frauen mit Kindern 
arbeitet in einem Teilzeitpensum, während dies nur 
bei 40 Prozent der erwerbstätigen Frauen ohne Kin-
der der Fall ist.1

Das Ausbildungsniveau von Frauen steigt und 
der Fachkräftemangel verstärkt sich. Vor diesem 
Hintergrund stellt sich die Frage, wie das Fachkräfte-
potenzial von Frauen noch besser genutzt werden 
kann und bestehende Hürden für den Verbleib und 
Wiedereinstieg abgebaut werden können. Im Rah-
men des Postulats von Nationalrätin Sibel Arslan zum 
Wiedereinstieg von Frauen in die Arbeitswelt haben 
Ecoplan und Jana Freundt, Senior Researcher in 
Verhaltensökonomik an der Universität Fribourg, im 
Auftrag des Staatssekretariats für Wirtschaft (Seco) 
eine Studie durchgeführt, um die zentralen Einfluss-
faktoren auf den Verbleib und Wiedereinstieg von 
Frauen mit Kindern zu identifizieren.2

Aus der bestehenden Literatur ist bekannt, dass 
sowohl institutionelle und strukturelle Faktoren 
wie auch gesellschaftliche Normen und Wertvor-
stellungen einen Einfluss auf die Erwerbsbeteiligung 
von Frauen mit Kindern haben.3 Um diese Faktoren 
genauer zu untersuchen, führten wir im Sommer 2022 
eine Online-Umfrage unter 1000 Frauen mit Kindern 
unter 12 Jahren in allen drei Sprachregionen durch. 
Von Interesse waren in der Umfrage das aktuelle 

Erwerbspensum, die Zufriedenheit der Frauen mit 
ihrer Erwerbssituation und ihre Wahrnehmung von 
Faktoren, welche die Erwerbssituation beeinflussen.

Die Erwerbsquote in unserem Sample liegt bei 
77 Prozent. Sie liegt somit sechs Prozentpunkte 
unter der schweizweiten Quote. Ein grosser Teil der 
befragten Frauen ist in einem Teilzeitpensum tätig, 
das durchschnittliche Erwerbspensum liegt bei 61 
Prozent. Es zeigt sich, dass weniger als die Hälfte der 
befragten Frauen zufrieden ist mit ihrem Erwerbs-
pensum (siehe Abbildung 1 auf S. 32). 36 Prozent 
würden gerne mehr arbeiten. Besonders hoch ist die-
ser Anteil unter nicht erwerbstätigen Frauen: 82 Pro-
zent von ihnen wären gerne erwerbstätig. Von den 
erwerbstätigen Frauen möchte ein Viertel gerne 
mehr arbeiten, ein weiteres Viertel würde gerne 
weniger arbeiten und rund die Hälfte ist zufrieden 
mit ihrem Pensum.

Unter diesen Umständen würden 
Frauen mehr arbeiten

Die Umfrageteilnehmerinnen sind in einem ers-
ten Schritt danach gefragt worden, unter welchen 
 Umständen sie ihr Erwerbspensum erhöhen respekti-
ve eine Erwerbsarbeit aufnehmen würden. Sowohl für 
die Erhöhung des Pensums als auch für die Aufnahme 
einer Erwerbsarbeit werden dieselben Faktoren als re-
levant angegeben, wenn auch in einer anderen Reihen-
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folge, wie in Abbildung 2 auf Seite 32 dargestellt.
Frauen, die bereits erwerbstätig sind, geben am 

häufigsten an, dass sie ihr Pensum erhöhen wür-
den, wenn es «finanziell notwendig» wäre. Ein Drit-
tel würde das Pensum erhöhen, wenn die Kosten für 
familienergänzende Kinderbetreuung tiefer sowie 
wenn Stellen mit familienfreundlichen Arbeits-
bedingungen vorhanden wären. Auch steuerliche 
Nachteile werden von einem Drittel der Frauen als 
relevanter Faktor bei der Entscheidung genannt.

Bei Frauen, die nicht erwerbstätig sind, sind es 
vor allem fehlende Stellen mit familienfreundlichen 
Arbeitsbedingungen oder passenden Anforderungen, 
die den Wiedereinstieg verhindern. Gleichermassen 
wichtig ist die finanzielle Notwendigkeit: 45 Prozent 
geben an, dass sie eine Erwerbsarbeit aufnehmen 
würden, wenn es «finanziell notwendig» wäre. Im 
Vergleich zu diesen Faktoren werden tiefere Kos-
ten für familienergänzende Kinderbetreuung weni-
ger oft als ausschlaggebend für die Aufnahme einer 
Erwerbsarbeit genannt.

Diese Faktoren beeinflussen die 
aktuelle Erwerbstätigkeit

In einem zweiten Schritt wurde analysiert, welche 
Faktoren die aktuelle Erwerbssituation der befragten 
Frauen erklären. Der statistisch stärkste Zusammen-
hang zeigt sich bei der finanziellen Unabhängigkeit: 
Frauen, die ihre finanzielle Unabhängigkeit als wich-

tig einschätzen, sind mit einer höheren Wahrschein-
lichkeit erwerbstätig, und unter den Erwerbstätigen 
weisen sie ein höheres Erwerbspensum auf. Auch die 
Einstellung zu externer Kinderbetreuung spielt eine 
Rolle. Frauen, die stärker der Meinung sind, dass ein 
Kind unter familienexterner Kinderbetreuung leidet, 
sind mit einer tieferen Wahrscheinlichkeit erwerbs-
tätig. Und wenn sie arbeiten, tun sie dies in einem 
niedrigeren Pensum.

Der Entscheid, erwerbstätig zu sein, hängt 
ebenfalls signifikant mit der wahrgenommenen 
Familienfreundlichkeit des Berufs zusammen. 
Frauen, die diese als hoch einschätzen, sind eher 
erwerbstätig. Für das Erwerbspensum ist hin-
gegen das Vorhandensein von Stellen mit passen-
den Anforderungen relevanter: Sind Frauen der Mei-
nung, dass solche Stellen vorhanden sind, arbeiten 
sie in einem höheren Pensum. Schliesslich spielt 
auch die Unterstützung durch andere Personen eine 
Rolle. Für den Entscheid, erwerbstätig zu sein, ist die 
Unterstützung von Verwandten und Freunden in der 
Kinderbetreuung ausschlaggebend, für die Höhe des 
Erwerbspensums ist die Unterstützung durch den 
Partner massgebend.

Kein direkter Zusammenhang konnte zwischen 
der Einschätzung der Bezahlbarkeit oder der Ver-
fügbarkeit von externer Kinderbetreuung und der 
Erwerbssituation gefunden werden. Sowohl erwerbs-
tätige als auch nicht erwerbstätige Frauen schätzen 
die Bezahlbarkeit von externer Kinderbetreuung als 
sehr schlecht ein. Auf einer Skala von 1–10 schätzen 

Triathletin Nicola Spirig – dreifache Mutter, 
Olympiasiegerin und Juristin – bringt alles 
unter einen Hut. «Man braucht sehr viel 
Unterstützung», sagt sie.
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erwerbstätige Frauen die Bezahlbarkeit im Durch-
schnitt mit 3.9, nicht erwerbstätige Frauen mit 3.5 
ein. Die örtliche Verfügbarkeit wird etwas besser ein-
geschätzt mit 5.3 von nicht erwerbstätigen und 5.9 
von erwerbstätigen Frauen.

Handlungsbedarf besteht in drei 
wesentlichen Felder

Um die Sichtweise der Arbeitgebenden abzuholen, 
sind die Resultate der Umfrage durch Gespräche mit 

Branchenverbänden ergänzt worden. Aus den Ergeb-
nissen der beiden Erhebungen sind drei wesentliche 
Handlungsfelder identifiziert worden für Massnahmen 
zur Förderung des Wiedereinstiegs und Verbleibs von 
Frauen mit Kindern in der Erwerbstätigkeit. Der Hand-
lungsbedarf fällt auf verschiedenen Ebenen an und be-
trifft neben staatlichen Akteuren auch Arbeitgebende 
und die betroffenen Frauen selbst.

Das erste Handlungsfeld betrifft die Kosten für 
familienergänzende Kinderbetreuung. Die Bezahlbar-
keit wird von einer grossen Mehrheit der befragten 
Frauen als ungenügend angesehen. Als zweites 

eine Erwerbsarbeit aufnehmen das Pensum erhöhen

Stelle mit passenden Anforderungen

Keine steuerlichen Nachteile

Günstigere externe Kinderbetreuung

Finanzielle Notwendigkeit

Familienfreundliche Arbeitsbedingungen
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Abb. 2: Unter welchen Umständen würden die befragten Frauen eine Erwerbsarbeit aufnehmen 
oder das Pensum erhöhen? (2022)
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Abb. 1: Wie zufrieden sind Frauen mit Kindern mit ihrem Erwerbspensum? (2022)
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Handlungsfeld ergibt sich die Familienfreundlichkeit 
des Berufs. Diese hat einen starken Einfluss auf die 
Erwerbstätigkeit von Frauen mit Kindern. Stellen, die 
sich mit einem Familienalltag vereinbaren lassen, sind 
hier zentral.

Es wird deutlich, dass neben institutionellen und 
strukturellen Faktoren auch die Präferenzen und Ein-
stellungen der Frauen eine Rolle spielen. Diese stel-
len somit ein drittes Handlungsfeld dar: Präferenzen 
und Einstellungen beeinflussen möglicherweise den 
Effekt von Massnahmen in anderen Handlungsfeldern, 
bieten jedoch auch Spielraum für Informations- oder 
Sensibilisierungskampagnen – beispielsweise bezüg-
lich der Wichtigkeit eines eigenen Einkommens auch 
hinsichtlich der Auswirkungen einer partnerschaft-
lichen Trennung auf Einkommen und Altersvorsorge.

Neben den hier erwähnten Handlungsfeldern ist es 
wichtig zu konstatieren: Auch der Abbau von negativen 
Erwerbsanreizen – Wegfall von Leistungen oder höhere 
Steuern bei einem höheren Einkommen – kann zu einer 
besseren Nutzung des Fachkräftepotenzials von Frauen 
mit Kindern beitragen.
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Curdin Pfister ist Projektleiter beim 
Schweizerischen Baumeisterverband in 
Zürich

Bauhauptgewerbe: Mehr  Fachkräfte 
dank Innovation und Personalplanung
Standpunkt von Curdin Pfister

Die Bevölkerung in der Schweiz wird in den nächs-
ten Jahrzehnten weiter anwachsen, die Mobili-

tät zunehmen. Die Bautätigkeit wird sich damit posi-
tiv entwickeln, der Bedarf nach Fachkräften auf dem 
Bau weiter steigen – insbesondere bei Baumeistern, 
Bauführerinnen, Baupolieren, Bauvorarbeiterinnen, 
Maurern und Strassenbauerinnen.

Dies stellt das Bauhauptgewerbe vor Heraus-
forderungen, denn das Angebot an Fachkräften ist 
schon heute knapp: Die grossen Pensionierungs-
wellen setzen bereits ein, der harte Kampf um Nach-
wuchs hinterlässt drastische Spuren (in den letzten 
zehn Jahren reduzierte sich die Anzahl Lernende um 
über ein Drittel).

Nachfrage und Angebot klaffen auseinander: 
Gemessen am prognostizierten Bedarf werden 2040 
rund 5600 Fachkräfte (oder 16 Prozent) im Bau-
hauptgewerbe fehlen. Ohne qualifiziertes Personal 
können wichtige Bauprojekte nicht vorangetrieben 
werden. Mehr Staustunden, ausgedünnte Zugfahr-
pläne und höhere Wohnungsmieten wären die Fol-
gen.

Diese Herausforderungen beinhalten jedoch 
auch Potenziale. Zum einen lässt sich der Bedarf 
an Arbeitskräften durch Innovation und Effizienz-
steigerung senken. Ein Produktivitätswachstum 
um 0,5 Prozent pro Jahr stellt zwar einen Kraft-

akt dar, würde aber bereits 50 Prozent des Fach-
kräftemangels beheben. Potenzial findet sich in der 
Technologie, den Abläufen und den Zusammenar-
beits- und Organisationsformen (zum Beispiel inte-
grative Projektabwicklung). Insbesondere Auto-
matisierung und Digitalisierung können Prozesse auf 
der Baustelle, aber auch in der Gebäude- und Infra-
strukturplanung beschleunigen und bergen Poten-
zial über die gesamte Wertschöpfungskette hinweg. 
Entsprechend wird die digitale Transformation im 
Bauwesen vom Baumeisterverband gefordert und 
gefördert.

Zum anderen kann die Branche beim Angebot 
von Fachkräften ansetzen. Das Bauhauptgewerbe ist 
ein attraktiver Arbeitgeber, und so gibt es mehrere 
«Stellschrauben», die geeignet sind, das Angebot zu 
erhöhen. Dazu gehören insbesondere Massnahmen 
im strategischen Personalmanagement: Eine lang-
fristige, von Arbeitnehmenden und Arbeitgebern 
gemeinsam entwickelte Karriereplanung und Kader-
ausbildung steigern die Branchentreue und den 
Kaderbestand nachhaltig. Sinnstiftende Arbeits-
inhalte und Projekte, flexible Arbeits(zeit)modelle, 
aber auch eine attraktive Betriebs- und Führungs-
kultur senken die Fluktuation und fördern zusätz-
lich den Nachwuchs. So lässt sich auch der Pool mit 
Quereinsteigern vergrössern. Gezielte Weiterquali-
fizierung auf dem Beruf bringt bereits ausgebildete 
Fachkräfte auf den neuesten Stand und senkt den 
«Dropout».

Wichtige Voraussetzung ist ein zukunftsfähiges, 
qualitativ hochwertiges und flexibles Aus- und 
Weiterbildungssystem mit attraktiven Inhalten und 
Karriereaussichten. Dieses wird denn auch von der 
Branche mit entsprechendem Nachdruck weiter-
entwickelt und beworben – zum Beispiel mit der 
Schaffung neuer Abschlüsse und Berufe.
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Die Schweiz ist von einem zunehmenden Arbeits-
kräftemangel betroffen. Im Vordergrund ste-

hen seit längerer Zeit strukturelle Ungleichgewichte 
wie demographische Alterung, beschränktes Aus-
baupotenzial der inländischen Arbeitsmarkt-
beteiligung oder ein negativer Einwanderungs-
saldo. Bei gleichbleibendem BIP-Wachstum fehlen 
für 2050 laut Prognosen 1,3 Millionen Arbeitskräfte 
in der Schweiz.1

Der Arbeitskräftemangel wird beispielsweise 
dadurch begünstigt, dass es – salopp formuliert – 
immer mehr Studierte und weniger Personen mit 
einem Lehrabschlusszeugnis gibt. Und dass sich, im 
Gegensatz zu früher, viele im Handwerk ausgebildete 
Mitarbeitende neu orientieren und dem Erlernten 
nicht bis zur Pension treu bleiben.

Laut einer Studie von Mercer Switzerland und von 
Rundstedt (2022) sind vor allem die Mint- (Mathema-
tik, Informatik, Naturwissenschaften und Technik), 
Gastro-, Logistik- und Pflegeberufe von diesen Ver-
änderungen betroffen. Nebst diesen Bereichen sind 
wir in der Migros auch mit Vakanzen in Bereichen wie 
Verkauf oder Produktion konfrontiert. Generell stel-
len wir einen Arbeitskräftemangel auf allen Quali-
fikationsstufen fest. Für uns besteht dadurch das 
Risiko, dass das Service- und Leistungsangebot in 
gewissen Bereichen nicht im selben Mass aufrecht-
erhalten werden kann, wie dies heute der Fall ist.

Die Migros hat daher bereits viele Mass-
nahmen lanciert, um diese Vakanzen zeitnah und 
passend zu besetzen. Mit einer inklusiven Unter-
nehmenskultur, der gezielten Förderung der Ver-
einbarkeit von Berufs- und Privatleben sowie 
attraktiven Anstellungsbedingungen – wie etwa 
Vergünstigungen in den Bereichen Freizeitangebote, 
Gesundheit und Weiterbildung oder Beteiligung an 
Abonnements des öffentlichen Verkehrs – ist die 
Migros eine attraktive Arbeitgeberin für alle Lebens-
modelle. Schon heute stehen den Mitarbeitenden 
flexible Arbeitsmodelle offen, die wir laufend den 
Möglichkeiten anpassen.

Ein Unternehmen kann 
nur durch motivierte 
Mitarbeitende getragen 
werden.

Unsere Mitarbeitenden erhalten eine faire Ent-
löhnung und eine herausragende Migros-Pensions-
kasse. Zu der Vielzahl zeitgemässer Sozialleistungen 
zählen etwa kostenlose und vertrauliche Sozial- und 
Familienberatung bei beruflichen und persönlichen 
Fragen oder der Anspruch hinterbliebener Familien-
angehöriger auf Kapitalauszahlung bis zu drei Jahres-
löhnen im Todesfall.

Schon für den Unternehmensgründer und Pio-
nier Gottlieb Duttweiler war klar: Ein Unternehmen, 
das seine Verantwortung gegenüber der Gesell-
schaft wahrnimmt, kann nur durch motivierte Mit-
arbeitende getragen werden. Zudem setzt sich die 
Migros als grösste Ausbildnerin der Schweiz für ihren 
Nachwuchs und dessen Entwicklung ein. Zum Bei-
spiel werden junge Berufsleute nach Lehrabschluss 
mit speziellen Migros-internen Programmen in 
weiterführende Positionen befördert.

Die Migros bleibt eine attraktive 
Arbeitgeberin
Standpunkt von David Girod

David Girod ist Leiter Human Resources 
Management der Migros-Gruppe

1 Quelle: Kanton 
 Zürich (2021), BFS 
(2021), eigene 
 Berechnungen. 



Die Volkswirtschaft September 202336 FACHKRÄFTEMANGEL

«Persönlich sehe ich die 
 Zuwanderung als Chance»
In der Schweiz herrscht kein Überfluss an Fachkräften – das ist für 
Boris Zürcher, Leiter der Direktion für Arbeit im Staatssekretariat für 
Wirtschaft, ein gutes Zeichen: Das Bildungswesen produziere nicht 
am Markt vorbei. Die Zuwanderung betrachtet er als Chance für die 
Schweiz. 

Interview: Nicole Tesar, Bettina Hahnloser, Die Volkswirtschaft

Herr Zürcher, sind Sie eine Fachkraft?
Ich glaube nicht. Dafür verstehe ich zu wenig in 
einem bestimmten Gebiet (lacht). Wobei, wenn 
man die üblichen Kriterien anwendet, gehöre ich 
als Führungskraft wohl schon dazu. Fachkräfte sind 
in der Regel qualifizierte Personen, beispielsweise 
mit Berufslehre, höherer Berufsbildung oder terti-
är ausgebildet. Sie arbeiten fachlich orientiert. Eine 
offizielle Definition des Begriffs wäre mir aber nicht 
bekannt.

Im Schweizer Fernsehen sagten Sie jüngst, 
der Fachkräftemangel sei «etwas Gutes». 
Wieso?
Das Gegenteil wäre «verheerend» – ein Überfluss an 
Fachkräften. Die Fachkräfte werden in der Schweiz 
nach den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes aus-

gebildet. Das ist eine wesentliche Stärke unseres 
Bildungssystems. Und es zeigt sich, sie werden 
gebraucht und entsprechend im Arbeitsmarkt ein-
gesetzt. Wäre dem anders, würde unser Bildungs-
wesen systematisch am Bedarf des Arbeitsmarktes 
vorbeiproduzieren. Das wäre schlecht und könnte 
zu erhöhter Arbeitslosigkeit führen.

Nimmt der Druck auf den Staat zu, die 
 Effizienz der Unternehmen zu stärken?
Es ist keine staatliche Aufgabe, Unternehmen pro-
duktiver zu machen. Fachkräfte zu akquirieren und 
zu behalten ist eine genuin unternehmerische Auf-
gabe. Im Seco arbeiten wir aber gemeinsam mit an-
deren Bundesstellen an den Rahmenbedingungen, 
dies beispielsweise im Bereich der Bildungs-, 
Arbeitsmarkt-, Sozial-, Steuer- oder Innovations-
politik.

Was ist neu am derzeitigen Fachkräftemangel?
Der gegenwärtige Fachkräftemangel ist ein gene-
reller Arbeitskräftemangel. Er ist vor allem kon-
junkturell bedingt und wird daher nicht ewig an-
halten. In unserer Arbeit fokussieren wir dagegen 
eher auf den strukturellen Fachkräftemangel. 
Und im Kontext der Arbeitslosigkeit darauf, die 
Kompetenzen der Stellensuchenden mit den An-
forderungen des Arbeitsmarktes in Überein-
stimmung zu bringen.

Boris Zürcher

Seit August 2013 leitet Boris Zürcher 
die Direktion für Arbeit im Staatsse-
kretariat für Wirtschaft (Seco). Zuvor 
war er Chefökonom und Direktor des 
unabhängigen Forschungsinstituts 
BAK Basel Economics AG in Basel. 
Auf seinem beruflichen Werdegang 
war der 60-jährige Ökonom wirt-
schaftspolitischer Berater der Bun-
desräte Pascal Couchepin, Joseph 

Deiss und der Bundesrätin Doris 
Leuthard im damaligen Eidgenössi-
schen Volkswirtschaftsdepartement. 
Boris Zürcher absolvierte nach 
der Lehre als Maschinenzeichner 
die berufsbegleitende Matura und 
studierte Volkswirtschaft und Sozio-
logie an der Universität Bern. Seit 
2003 ist er Lehrbeauftragter an der 
Universität Bern.
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Boris Zürcher im Staatssekretariat für Wirtschaft 
in Bern: «Der gegenwärtige Fachkräftemangel ist 
vor allem konjunkturell bedingt und wird daher 
nicht ewig anhalten.»
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2029 werden die letzten der sogenannten 
Babyboomer pensioniert. Wird dann der 
 strukturelle Fachkräftemangel seinen 
 Höhepunkt erreichen?
Ja. Die Wende in Bezug auf das inländische Arbeits-
kräfteangebot hat vor zwei, drei Jahren statt-
gefunden. Seither erreichen mehr Erwerbstätige 
das Rentenalter, als junge nachrücken. Das heisst, 
die Bevölkerung im Erwerbsalter in der Schweiz 
würde ohne Zuwanderung schrumpfen. Kennen 
Sie das Bild der Schlange im «Kleinen Prinz» von 
Antoine de Saint-Exupéry, die einen Elefanten 
schluckt? Die Babyboomer sind der Elefant, der 
sich durch die Schlange wälzt.

Was heisst das in Zahlen ausgedrückt?
Die Schweiz zählt heute eine um mehr als 40 Pro-
zent höhere Bevölkerung als Mitte der Sechziger-
jahre. Damals wurden mehr als 110’000 Kinder 
jährlich geboren, so viele wie später nie mehr. Eine 
typische Geburtskohorte zählt heute knapp 90’000 
Babys. Der Anteil der über 55-Jährigen im Arbeits-
markt hat zudem seit 2010 von rund einem Sieb-
tel auf heute fast einen Fünftel zugenommen. Das 
sind grosse Verschiebungen.

Die demografische Entwicklung fördert  
den Fachkräftemangel – gibt es weitere 
 Aspekte?
Aktuell ist klar die Konjunktur der wichtigste Treiber 
des Fachkräftemangels. Wir sehen Nachholeffekte 
im Zuge der Pandemie und eine ausserordentlich 
gut laufende Binnenkonjunktur mit einem bis im 
zweiten Quartal weiterhin hohen Wachstum der 
Erwerbstätigkeit von 2,9 Prozent gegenüber dem 
Vorjahr. Dann haben wir beispielsweise in den 
Mint- und Gesundheitsberufen seit mehreren Jah-
ren schon einen strukturellen Fachkräftemangel. 
Und schliesslich spielt ein Wohlstandseffekt bezüg-
lich des Erwerbsverhaltens mit hinein. Wir haben in 
der Schweiz eine sehr hohe Erwerbsbeteiligung er-
reicht, die sich nicht so leicht steigern lässt.

Was hat es auf sich mit dem oft gehörten 
 Vorwurf, es werde zu viel Teilzeitarbeit 
 geleistet?
Die Erwerbsbeteiligung der Frauen steigt und im 
Durchschnitt erhöhen die Teilzeiterwerbstätigen 

ihre Pensen sogar leicht. Sie kompensieren unter 
anderem auch eine Entwicklung bei den Männern, 
bei welchen es ausgehend von einem tiefen Niveau 
eine Zunahme der Teilzeitarbeit gibt. Insgesamt 
steigt das Arbeitsvolumen nach wie vor.

Bei welchem Pensum beginnt Teilzeit?
Offiziell spricht man in der Schweiz bei einem 
Arbeitspensum von unter 90 Prozent von Teilzeit. 
Ich persönlich setze sie bei unter 80 Prozent an, 
denn ein Vollzeitpensum in der EU entspricht von 
den geleisteten Arbeitsstunden her etwa einem 
90-Prozent-Pensum in der Schweiz. Die Arbeits-
zeit nimmt seit der Industrialisierung laufend ab, 
das ist ein Wohlstandseffekt. Idealerweise gilt: Die 
Menschen sollen so viel arbeiten, wie sie es sich 
wünschen. Arbeitsstellen, die auf Wunsch auch im 
Teilzeitpensum verrichtet werden können, erhöhen 
diese Wahlfreiheit.

Alles spricht von künstlicher Intelligenz. Wird 
sie uns Arbeit einsparen?
Schön wäre das. Technischer Fortschritt führt zu 
Wirtschaftswachstum und zu wirtschaftlichem 
Strukturwandel – und macht uns letztlich produk-
tiver und reicher. Das ist zu begrüssen. Wir sehen 
keine Anzeichen dafür, dass uns künstliche Intelli-
genz arbeitslos machen wird. KI und Roboter wer-
den uns nicht die Arbeit abnehmen, sondern sie er-
gänzen und machen uns produktiver. Ich sehe die 
KI als einen Aspekt der Digitalisierung und diese 
begleitet uns schon seit Jahrzehnten.

Welche Rolle spielt die Zuwanderung für den 
Arbeitsmarkt?
Es gibt zwei Möglichkeiten eines Beschäftigungs-
zuwachses: Die inländische Bevölkerung wächst oder 
erhöht ihr Arbeitspensum – oder es gibt mehr Zu-
wanderung. Zum Zuwachs der Erwerbstätigkeit von 
2,9 Prozent gegenüber dem Vorjahr hat die Schwei-
zer Bevölkerung beispielsweise weniger als die Hälfte 
beigesteuert. Mehr als die Hälfte geht auf Ausländer 
und Ausländerinnen zurück – einerseits auf solche, 
die bereits hier waren, andererseits aber auch auf 
neu Zugewanderte. Persönlich sehe ich das als Chan-
ce: Die Schweiz kann ihre Lücke mit ausländischen 
Arbeitskräften schliessen. Mithin ist die Zuwanderung 
also auch hier ergänzend: Die Zugewanderten ver-
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Boris Zürcher in seinem Büro im Seco, Bern.

drängen die Schweizerinnen und Schweizer nicht, 
sondern ergänzen sie in jenen Bereichen, in denen 
wir Beschäftigungswachstum haben.

Trotzdem gibt es Widerstand…
…ja, ich kann das auch verstehen. Die Zuwanderung 
ist aktuell doch sehr hoch, eben wesentlich auch 
konjunkturell getrieben. Aber man muss sich 
zurückerinnern: Im geburtsstarken Jahr 1964 war 
das natürliche Bevölkerungswachstum – also durch 
Geburten – viel grösser als das, was wir heute an 
Zuwanderung haben. Schulhäuser und Kliniken 
wurden gebaut, die Infrastruktur wurde ausgebaut. 
Kein Mensch beschwerte sich, dass uns dies Wohl-
stand koste – im Gegenteil: Man rechnete mit zu-
künftigem Wohlstand. Heute ersetzen wir die feh-
lenden Geburten durch Zuwanderung – welche die 
Schweiz nota bene unterdurchschnittlich belastet.

Warum?
Weil die Ausländerinnen und Ausländer wegen der 
Arbeit einwandern und ihre Ausbildung im Aus-
land absolviert haben, ohne dass wir dafür zahlen 
mussten. Ein erheblicher Teil von ihnen wandert 
nach einigen Jahren auch in ein anderes Land wei-

ter oder wieder zurück. Die Migration reagiert auf 
Veränderungen in der Nachfrage der Unternehmen.

Die Arbeitslosenquote ist sehr tief – ist das 
die neue Realität?
Wir hatten seit über 20 Jahren nicht mehr eine 
so tiefe Arbeitslosenquote wie heute. Tatsächlich 
herrscht praktisch Vollbeschäftigung und das ist 
sehr erfreulich! Wie gesagt, sind die tiefen Quoten 
überwiegend konjunkturell bedingt. Die Schweiz 
hat traditionell eine tiefe Arbeitslosenquote. Aber 
unqualifizierte Arbeitskräfte werden auch in Zu-
kunft Mühe haben, einen stabilen Job zu finden.

Wäre das Problem des Fachkräfte-
mangels nicht gelöst mit dem Appell an die 
 Unternehmen: Erhöht die Löhne!
Die Löhne steigen ja ziemlich im Gleichschritt mit 
den Produktivitätszuwächsen. Nur waren die letz-
ten paar Jahre wirtschaftlich sehr anspruchs-
voll, ich denke etwa an die Corona-Pandemie. Ich 
kann bloss feststellen: Nur bei den Löhnen anzu-
setzen, reicht wohl nicht aus. Es müssten vielmehr 
alle Arbeitsbedingungen angegangen werden. Das 
Arbeitsrecht bietet den Unternehmen im «War for 
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Talents» einen grossen Handlungsspielraum. Unser 
liberales Arbeitsrecht erweist sich hier im inter-
nationalen Vergleich sicherlich als ein Vorteil bei 
der Rekrutierung von Fachkräften.

Die Arbeitnehmerseite hat also eine 
gute  Position in den kommenden 
 Lohnverhandlungen?
Wenn die Konjunktur weiter so bleibt wie jetzt, 
dann sicher ja. Aber eine Kuh, die keine Milch gibt, 
kann man nicht melken. Wir brauchen also weiter-
hin Wirtschaftswachstum und Produktivitätsfort-
schritte. Wir dürfen auch nicht vergessen: In den 
Jahren der Pandemie wurden viel weniger Arbeits-
stunden geleistet, und auch die Unternehmen 
haben gelitten.

«Auch die Arbeitgeber 
können ihre 
Arbeitsbedingungen 
noch familienfreundlicher 
gestalten.»

Wie gross schätzen Sie das Arbeitspotenzial 
bei Frauen und Pensionierten ein?
Da gibt es sicher noch Potenziale. Aber ich fürchte, 
diese werden teilweise etwas überschätzt. Erstens 
sind die Frauen heute schon zu grossen Teilen er-
werbstätig und zweitens steigen ihre Pensen lau-
fend an. Sicher gibt es noch Verbesserungspotenzial 
bei den Rahmenbedingungen, man denke etwa an 
die hohen Steuersätze für Zweitverdienende. Auch 
die Arbeitgeber können ihre Arbeitsbedingungen 
noch familienfreundlicher gestalten. Bei den Pen-
sionierten gibt es ebenfalls noch Potenzial, doch 
auch hier gilt: Wenn man es ausschöpfen will, ist 
dies mit Kosten verbunden.

Kommen wir zur Generation Z. Ist sie 
 tatsächlich anders als frühere  
Generationen?
Meiner Ansicht nach unterscheidet sie sich über-
haupt nicht von früheren Generationen. Spätes-

tens seit den 1968ern wissen wir, dass die Ju-
gend etwas aufsässiger und nonkonformistischer 
ist. Möglicherweise wird ihre Stimme heute erns-
ter genommen. Aber die Generation Z hat das 
Glück, in eine ausserordentlich günstige Arbeits-
marktsituation hineinzukommen. Dies wird sich 
lohnmässig durch ihr ganzes Leben ziehen: Unter-
suchungen zeigen, dass jene, die in einer Rezes-
sion in die Arbeitswelt eintreten, über ihr ganzes 
Erwerbsleben einen Lohnnachteil haben werden. 
Aber letztlich wird auch die Generation Z für ihr Ein-
kommen arbeiten und sich an die betrieblichen Er-
fordernisse anpassen müssen, wenn sie eine gute 
Anstellung wollen.

Die Anforderungen an den Sinn in der Arbeit 
seien heute höher, sagen Studien. Was sagen 
Sie?
Auch das ist natürlich ein erfreuliches Wohlstands-
phänomen, dass wir heute an die Sinnhaftigkeit 
unserer Arbeit höhere Ansprüche stellen dürfen als 
noch vor zwanzig Jahren. Doch auch früher hatte 
man den Wunsch, sein Leben mit einer sinnhaften 
Arbeit zu verbringen. Heute haben wir den Vorteil, 
dass der Arbeitsmarkt viel mehr Stellen anbietet, 
welche die eigene Entfaltung und attraktive Karrie-
ren ermöglichen. Die klassische Fabrikarbeit gibt 
es kaum noch.

Wie sinnstiftend empfinden Sie persönlich 
Ihre Arbeit?
Es ist zweifellos ein grosses Privileg, in einem Be-
reich arbeiten zu dürfen, der viele Leute betrifft und 
bewegt: Mindestens ein Drittel unseres Lebens be-
steht aus Arbeit. Das spüre ich jeden Tag. Wenn 
ich mich beispielsweise öffentlich zur Arbeit äus-
sere, erhalte ich unmittelbar Reaktionen – positi-
ve und negative.
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Einkommensverteilung:  
Alle Kantone auf einen Blick
Am gleichmässigsten waren die Einkommen 2019 in den Kantonen Uri  
und Aargau verteilt – am ungleichmässigsten in den Kantonen Schwyz  
und Genf. Das zeigt die Berechnung des Gini-Koeffizienten pro Kanton. 

Quelle: Eidgenössische Steuerverwaltung / Die Volkswirtschaft

0 0.35
gleich ungleich

0.55 1

* Grundlage für die Grafik ist das «reine Äquivalenzeinkommen». Dabei wird das Reineinkommen (Einkommen nach allgemeinen Abzügen wie etwa Berufsauslagen und Schuldzinsen, aber vor Sozialabzügen wie 
Fremdbetreuungs- und Unterstützungsbeiträgen) anteilsmässig durch die Anzahl Erwachsene und Kinder im Haushalt dividiert. Der erste Erwachsene zählt voll, der zweite halb und ein Kind 0,3. Das Einkommen 
eines Ehepaars mit 2 Kindern wird also durch 2,1 geteilt.

Gini-Koeffizient der Äquivalenzeinkommen* 
nach Kanton (2019)
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Was sagt der Gini-Koeffizient?
Der Gini-Koeffizient quantifiziert die Verteilung von Einkommen in einer Volkswirtschaft. Er ist ein international häufig 
angewendetes Konzept. Beträgt der Koeffizient null, dann sind die Einkommen einer Volkswirtschaft vollkommen gleich 
verteilt – sprich, jeder und jede hat gleich viel Einkommen. Je näher der Gini-Koeffizient jedoch beim Wert eins ist, desto 
ungleicher sind die Einkommen verteilt. Eine Eins steht für vollkommene Ungleichverteilung – das gesamte Einkommen 
einer Volkswirtschaft ist in der Hand einer einzigen Person.
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Wie stoppt eine Leitzinserhöhung 
die Inflation?

Warum stoppt das die Inflation?
Wenn die aggregierte Nachfrage gedämpft wird, 
dämpft das auch das Preiswachstum und die Infla-
tion geht zurück. In der Realität ist es allerdings auch 
für die SNB schwierig abzuschätzen, wie stark die 
Realwirtschaft auf die Zinserhöhungen reagiert und 
wie lange es dauert, bis sich der Effekt der aggregier-
ten Nachfrage in den Preisen zeigt. Es ist ein komple-
xer Zusammenhang, der natürlich durch viele exoge-
ne Faktoren beeinflusst wird.

Gibt es noch weitere Transmissionskanäle?
Einige. Wichtig für die Schweiz ist auch der Einfluss 
der Leitzinsen auf den Wechselkurs: Höhere Zin-
sen in der Schweiz werten den Schweizerfranken 
auf, was sich negativ auf die Exporte auswirkt. Um-
gekehrt werden Importgüter billiger und dämpfen 
so direkt die Inflation. Ein weiterer wichtiger Kanal 
läuft über die Vermögenspreise: Die negativen Effek-
te einer Zinserhöhung auf Aktien- oder Immobilien-
preise bremsen den Konsum und die Investitionen.

Was passiert mit Immobilien, wenn der Leitzins 
steigt?
Generell führen höhere Leitzinsen zu steigenden 
Hypothekarzinsen, was die Nachfrage nach Im-
mobilien und somit die Immobilienpreise drückt. Das 
heisst aber nicht, dass man immer rückläufige Im-
mobilienpreise beobachtet, wenn die Zinsen steigen. 
Andere Einflüsse können diesen Effekt überlagern. 
So können sich die Immobilienpreise trotz steigen-
der Hypothekarzinsen weiter erhöhen, wenn die rea-
len Einkommen oder das Bevölkerungswachstum 
zunehmen und so die Nachfrage nach Wohnraum 
ankurbeln. Die Immobilienpreise steigen dann noch 
immer – einfach weniger stark als bei tieferen Zinsen.

Interview: «Die Volkswirtschaft»

Frau Lein, was ist der Leitzins?
Diesen Zins erhalten Geschäftsbanken für ihre 

Sichteinlagen bei der SNB, der Schweizerischen 
Nationalbank. Die Sichteinlagen der Banken bei der 
SNB kann man sich wie unsere Bankkonten bei unse-
rer Hausbank vorstellen. Haben die Banken bei der 
SNB ein Guthaben, wird das mit dem Leitzins verzinst.

Wer bestimmt den Leitzins in der Schweiz?
In der Schweiz ist die SNB dafür verantwortlich. 
Sie entscheidet, welches Zinsniveau angemessen 
ist, um ihr Ziel zu erreichen. Gemäss Nationalbank-
gesetz lautet dieses: Die Preisstabilität zu gewähr-
leisten und dabei die Konjunktur zu berücksichtigen. 
Preisstabilität bedeutet für die SNB, dass die Infla-
tion weniger als 2 Prozent beträgt.

Wegen der Inflation hat die SNB den Leitzins 
in jüngster Zeit erhöht – wie wirkt sich das auf 
die Wirtschaft aus?
Es gibt viele Wirkungsweisen, sogenannte Trans-
missionskanäle. Beispielsweise führen höhere Leit-
zinsen zu höheren Zinsen auf Krediten. Das macht 
es weniger attraktiv für Firmen einen Investitions-
kredit oder für Haushalte einen Konsumkredit oder 
eine Hypothek aufzunehmen. Gesamtwirtschaft-
lich dämpft das die aggregierte Nachfrage. Die Kon-
junktur kühlt sich ab.

Sarah Lein ist Professorin für Makroökonomie an der 
Universität Basel
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Zusatzversicherungen tragen zu 
mehr Spitalaufenthalten bei
Die Gesundheitsausgaben in der Schweiz steigen laufend. Wie eine 
Studie zeigt, können Zusatzversicherungen zu einer Zunahme von 
Spitalleistungen führen – insbesondere im Bereich der Orthopädie.

Kris Haslebacher, Tjaša Maillard-Bjedov, Claude Vuffray, BAG

Im Jahr 2020 beliefen sich die Gesundheitsaus-
gaben in der Schweiz auf 83,3 Milliarden Franken 

oder 804 Franken pro Person und Monat.1 Dies ent-
spricht 11,8 Prozent des Schweizer Bruttoinland-
produkts (BIP) – und somit dem vierthöchsten Wert 
zu laufenden Preisen in ganz Europa. Verantwort-
lich für den anhaltenden Aufwärtstrend ist das Zu-
sammenspiel aus demografischer Alterung und me-
dizinischem Fortschritt mit immer mehr innovativen, 
teuren Leistungen. Die steigenden Gesundheits-
kosten wirken sich über höhere Krankenkassen-
prämien direkt auf die Kaufkraft der Haushalte aus, 
aber auch auf die öffentlichen Finanzen. Die Ein-
dämmung der Gesundheitsausgaben ist daher für 
alle grossen Volkswirtschaften ein zentrales Thema.

Leistungserbringer kurbeln 
Nachfrage an

Die nicht obligatorische Zusatzversicherung deckt 
unter anderem die Kosten eines Spitalaufenthalts 
in der (halb)privaten Abteilung.2 Die Versicherten 
haben damit Anspruch auf eine freie Arztwahl in allen 
Schweizer Spitälern sowie auf ein Einzelzimmer in 
der privaten Abteilung (bzw. ein Doppelzimmer in der 
halbprivaten Abteilung). Der Abschluss einer solchen 
Zusatzversicherung verändert die Anreize sowohl auf 
der Seite der Leistungserbringer als auch der Ver-
sicherten.

Wie alle Wirtschaftsakteure maximieren auch medi-
zinische Leistungserbringer ihre Einnahmen. In ge-
wissen Vergütungssystemen, zum Beispiel bei der 
Einzelleistungsvergütung, bei der die Ärzte für jede 
durchgeführte medizinische Handlung bezahlt wer-
den, können finanzielle Überlegungen dazu führen, 
dass sie ihren Patienten zusätzliche oder lukrativere 
Behandlungen empfehlen. Diese finanziellen Anreize 
entstehen aufgrund asymmetrischer Information, bei 
der die Ärzte über mehr Informationen zu den verfüg-
baren Behandlungen und zum Gesundheitszustand 
ihrer Patienten verfügen als diese selbst. Die Patien-
ten vertrauen folglich dem ärztlichen Fachwissen und 
befolgen dessen Empfehlungen. Die vom Leistungs-
erbringer ausgelöste Nachfrage kann dazu führen, 
dass nicht zwingend nötige, aber für Ärzte und Spi-
täler lukrative medizinische Behandlungen durch-
geführt werden.3

Eine vom Eidgenössischen Departement des 
Innern beauftragte internationale Expertengruppe 
kam 2017 ebenfalls zum Schluss, dass von der 
Zusatzversicherung vergütete hohe Beträge ins-
besondere bei stationären Behandlungen in Spitä-
lern Anreize für unnötige Leistungen bieten können.4

Moral Hazard bei Patienten

Es gibt also Grund, anzunehmen, dass Patienten mit 
Zusatzversicherung, die im Spital die Privatabteilung 
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6 Die Anzahl Fälle pro 
DRG/SPLG stammt 
aus der vom BFS 
veröffentlichten Me-
dizinischen Statistik 
der Krankenhäuser 
2017 (aktuellste 
verfügbare Daten). 
Berücksichtigt wer-
den nur die Spital-
austritte nach akut-
somatischen  
Behandlungen von 
Personen ab dem 
vollendeten 14.  
Lebensjahr, wie dies 
bei der Schweizeri-
schen Gesundheits-
befragung (SGB) 
2017 des BFS der 
Fall war. So konnte 
nach Altersgruppe 
bestimmt werden, 
welcher Anteil der 
Wohnbevölkerung 
eine Zusatzversiche-
rung für einen Spi-
talaufenthalt in der 
Privatabteilung hat. 

7 Nach der Klassifika-
tion der diagnosebe-
zogenen Fallgruppen 
(SwissDRG Version 
6.0) und der Spital-
planungs-Leistungs-
gruppen (SPLG). 

8 Überhang in der 
 stationären Leis-
tungserbringung zu-
gunsten der Zusatz-
versicherten, 2016. 

Wer eine Zusatzversicherung hat, erhält im 
Spital mehr medizinische Leistungen.

in Anspruch nehmen können, für Schweizer Spitä-
ler und die Ärzteschaft finanziell attraktiver sind als 
Patienten, die nur über eine Grundversicherung ver-
fügen.5 Wenn gewisse Eingriffe tatsächlich aufgrund 
finanzieller Anreize durch eine Zusatzversicherung 
durchgeführt werden, belastet dies auch die obli-
gatorische Krankenpflegeversicherung (OKP). Denn 
diese übernimmt systematisch einen Teil der Kos-
ten eines medizinischen Eingriffs. Angesichts der 
steigenden Gesundheitskosten wäre es deshalb an-
gezeigt, solche Fehlanreize zu beseitigen.
Auf Patientenseite werden die Anreize durch die 
Kostenteilung mit der Krankenversicherung und die 
asymmetrischen Informationen zwischen Patien-
ten und Versicherern beeinflusst. Von Moral Hazard 
kann dann gesprochen werden, wenn die Zusatzver-
sicherung eine höhere Nachfrage nach Leistungen 
schafft, weil die Patienten sich weniger stark an den 
Kosten beteiligen müssen. Da der Abschluss einer 
Zusatzversicherung den Katalog und die Höhe der 
kofinanzierten Leistungen erweitert, schafft das An-
reize für die Patienten, mehr medizinische Leistun-
gen in Anspruch zu nehmen.

Bestimmte nicht dringende 
Leistungen nehmen zu

Nehmen Patienten mit Zusatzversicherung also tat-
sächlich mehr Spitalleistungen in Anspruch? Und 

wenn ja, in welchen medizinischen Bereichen? Um 
dies zu beantworten, hat das Bundesamt für Gesund-
heit (BAG) die Hospitalisierungsraten (Anzahl Fälle6/
Wohnbevölkerung) für alle Eingriffe (gemäss DRG- 
und SPLG-Klassifikationen7) und für alle Patienten-
gruppen (Grund- und Zusatzversicherte) berechnet. 
Anhand der Differenz zwischen den risikobereinigten 
Hospitalisierungsraten dieser beiden Patienten-
gruppen lässt sich der Leistungsüberschuss von Pa-
tienten mit Zusatzversicherung schätzen (siehe Kas-
ten auf S. 49).

Die Ergebnisse dieser Studie bestätigen die erste 
Analyse des BAG aus dem Jahr 20168: Orthopädische 
Leistungen, das heisst Leistungen, die mehrheitlich 
zur Gruppe der elektiven (nicht dringenden) stationä-
ren Akutbehandlungen gehören, werden bei Zusatz-
versicherten öfter erbracht. Auch bei Kaiserschnitten 
ist ein starker Leistungsüberhang (289) bei Zusatz-
versicherten zu verzeichnen (siehe Tabelle auf S. 48).

Detailliertere Analysen zeigen, dass der poten-
zielle Leistungsüberschuss bei Personen mit Zusatz-
versicherung umso höher ist, je elektiver eine Leis-
tung ist. Dies bestätigt die Hypothese, dass finanzielle 
Anreize einer der Hauptgründe für medizinische 
Leistungsüberschüsse sind. Allerdings lässt sich dar-
aus nicht ableiten, dass finanzielle Anreize bei allen 
Eingriffsarten die Hauptursache für den Leistungs-
überhang sind, denn dafür müssten die Eingriffe ein-
zeln analysiert werden. Das Hauptziel der vom BAG 
durchgeführten Studie bestand jedoch darin, einen 
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allgemeinen Überblick zu bieten, ohne auf die einzel-
nen medizinischen Fallgruppen einzugehen.
Die beiden durchgeführten Studien bestätigen, dass 
medizinische Leistungsüberschüsse bei Patienten 
mit Zusatzversicherung tatsächlich bestehen. Zur 
Eindämmung der Gesundheitskosten müssten diese 
überschüssigen chirurgischen Eingriffe beseitigt 
werden. Denn die OKP übernimmt einen Teil der da-
durch verursachten medizinischen Kosten.

Allerdings gilt es dabei zu beachten: Gesundheit 
ist ein sogenanntes superiores Gut, dessen Kon-
sum mit steigendem Wohlstand zunimmt, weil die 
Menschen mehr Mittel dafür aufwenden können. 
Die Schweiz gehört zu den reichsten Ländern der 
Welt und verfügt über ein qualitativ hochwertiges 
Gesundheitssystem mit ausgezeichneten Leistun-
gen, insbesondere dank der Erfahrungen, die bei 
der Durchführung zahlreicher chirurgischer Ein-

Fallgruppen 
(nach SwissDRG)

Standardisierte Hospitalisierungsrate 
je 100’000 Einwohner

Leistungs überhang*
Allgemeinversicherte Zusatzversicherte

Komplexe Eingriffe am Kniegelenk,  
Alter > 15 Jahre 123,18 192,82 1392

Arthroskopie einschliesslich Biopsie oder andere 
Eingriffe an Knochen oder Gelenken,  
Alter > 15 Jahre

278,51 341,27 1254

Bestimmte Eingriffe ausser an Hüftgelenk und 
Femur, Alter > 9 Jahre 90,14 142,91 1055

Plastische Operationen an Haut, Unterhaut und 
Mamma 29,02 61,35 646

Eingriffe am Weichteilgewebe 130,06 156,16 522
Eingriffe an der Mamma ausser bei bösartiger 
Neubildung mit ausgedehntem Eingriff 21,60 42,92 426

Eingriffe am Fuss mit komplexem Eingriff oder 
komplexer Diagnose, mit schwerem Weichteil-
schaden, Alter > 15 Jahre oder bestimmter 
Eingriff, Kalkaneusfraktur oder komplizierender 
Diagnose

41,90 59,21 346

Invasive kardiologische Diagnostik ausser bei 
akutem Myokardinfarkt, ein Belegungstag 93,78 108,76 299

Sectio caesarea, Schwangerschaftsdauer >33 
vollendete Wochen 138,27 152,74 289

Eingriffe an Handgelenk und Hand mit mässig 
komplexem Eingriff, Alter > 5 Jahre 43,95 57,63 273

Eingriffe an Humerus, Tibia, Fibula und Sprung-
gelenk mit komplizierendem Eingriff,  
Alter > 15 Jahre

87,47 101,10 272

Andere rekonstruktive Eingriffe an den weiblichen 
Geschlechtsorganen oder Myomenukleation 47,33 59,08 235

Eingriff an Kornea 11,92 23,00 221
Komplexe Eingriffe am Schultergelenk 198,01 207,09 181
Eingriffe an Handgelenk und Hand,  
Alter < 6 Jahre oder mit komplexem Eingriff 9,74 17,52 155
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Medizinische Leistungen mit den höchsten Überhängen bei Zusatzversicherten (2017)

* Der Leistungsüberhang berechnet sich wie folgt: Differenz Hospitalisierungsraten * Anzahl Zusatzversicherte je 100’000 Ein-
wohner (=19,98726 Zusatzversicherte)
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griffe gesammelt wurden. Finanzielle Anreize, die 
zur Durchführung zusätzlicher Eingriffe ermutigen, 
können daher auch als vorteilhaft für das Gesund-
heitssystem angesehen werden. Und entsprechend 
kann man höhere Gesundheitskosten als Ausdruck 
einer besseren Lebensqualität verstehen. Nicht zu 
vergessen ist zudem, dass der Gesundheitssektor 
aus wirtschaftlicher Sicht Wachstum bringt und zu 
einer prosperierenden, modernen Volkswirtschaft 
beiträgt.
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Die Studie im Detail

Für die Studie stützte sich das Bun-
desamt für Gesundheit (BAG) auf die 
Schweizerische Gesundheitsbefragung 
(SGB) 2017 des Bundesamts für Statis-
tik sowie auf die Medizinische Statistik 
der Krankenhäuser (MedStat) 2017. 
Auf dieser Basis wurde für die gesamte 
Schweiz die Zahl der allgemein, 
halbprivat oder privat versicherten 
Personen extrapoliert. Da das Alter 
ein wichtiger Faktor für die Häufigkeit 
von Erkrankungsfällen ist, wurden die 
errechneten Hospitalisierungsraten 
(Anzahl Fälle / Wohnbevölkerung) 
altersstandardisiert. Um die poten-
zielle Über- oder Unterversorgung 
der Zusatzversicherten nach Art der 
Eingriffe zu bestimmen, berechneten 
die Autoren die Differenz zwischen den 
Hospitalisierungsraten der allgemein 
bzw. der zusatzversicherten Personen 
für jede Gruppe von Eingriffen (gemäss 
den SwissDRG- und SPLG-Klassifizie-
rungen). Diese Differenz zwischen den 
Raten wurde dann mit der für die Grup-
pe der zusatzversicherten Patienten 
ermittelten Population multipliziert, 

um den absoluten Leistungsüberschuss 
zugunsten (oder zuungunsten) dieser 
Gruppe zu berechnen, d. h. den Anteil 
der tatsächlichen Hospitalisierungen, 
die theoretisch vermieden werden 
könnten, wenn alle Patienten nur all-
gemein versichert wären.

Die Analyse stösst an drei Grenzen. 
Erstens hatten die Autoren keinen Zu-
gang zu gewissen wichtigen Variablen 
wie dem Einkommen, das mit der 
Häufigkeit von Erkrankungsfällena und 
der Inanspruchnahme von Zusatzver-
sicherungen korreliert. Zweitens wurde 
ein im Spital getroffener Entscheid für 
einen Wechsel in eine höhere Abteilung 
nicht berücksichtigt. Und schliesslich 
wurden fehlende Antworten oder 
andere Modelle von Spitalzusatzver-
sicherungen aus der SGB proportional 
umverteilt unter der Annahme, dass 
diese Verteilung die Schätzungen nicht 
verzerrt.
a Siehe Broschüre: Chancengleichheit 
und Gesundheit – Zahlen und Fakten 
für die Schweiz

Kris Haslebacher
Gesundheitsökonom, Sektion 
Datenmanagement und Statistik, 
Bundesamt für Gesundheit,  
(BAG), Bern

Claude Vuffray
Leiter Sektion Datenmanagement 
und Statistik, Bundesamt für  
Gesundheit,  (BAG), Bern



Die Volkswirtschaft September 202350 INTERNATIONAL

Unternehmen sollen mehr 
Verantwortung übernehmen
Die Gesellschaft steht vor sozialen, ökologischen und 
 technologischen Herausforderungen. Die OECD hat daher im Juni 
2023 ihren Verhaltenskodex für verantwortliches Handeln von 
Unternehmen aktualisiert. Was bedeutet das für Schweizer 
 Unternehmen?

Nadja Meier, Seco

Neue globale Fragen und Herausforderungen 
betreffen allem voran den Schutz der Umwelt 

und die Digitalisierung. Gleichzeitig unterstreichen 
die anhaltenden Auswirkungen der Covid-19-Pan-
demie und die sich verändernde geopolitische Lage 
die Notwendigkeit nachhaltiger und widerstands-
fähiger Lieferketten.

Hier ist ein gesamtgesellschaftlicher Ansatz 
erforderlich, um die Herausforderungen zu bewältigen 
– und die Chancen zu nutzen. Die OECD leistet dazu 
einen Beitrag: Ihre Leitsätze für multinationale Unter-
nehmen zur verantwortungsvollen Unternehmens-
führung stellen einen globalen Rahmen für die soziale 
Verantwortung von Unternehmen dar – die sogenannte 
Corporate Social Responsibility (CSR). Sie beinhalten 
Empfehlungen der 38  OECD-Mitgliedstaaten und 13 
weiterer Unterzeichnerstaaten1 an ihre international 
tätigen Unternehmen. Ziel ist, dass diese ihren Beitrag 

zur nachhaltigen Entwicklung erhöhen und die nega-
tiven Auswirkungen wirtschaftlicher Tätigkeiten auf 
Umwelt und Gesellschaft verringern.

Konkret: Was heisst nachhaltig?

Was tut ein nachhaltiges, umweltfreundliches 
Unternehmen? Die OECD-Leitsätze empfehlen 
zum Beispiel, dass es eine Sorgfaltsprüfung durch-
führt: Es soll prüfen, ob seine Tätigkeiten, Produk-
te und Dienstleistungen nachteilige Auswirkungen 
auf die Umwelt haben – um sie danach vermeiden 
oder beheben zu können. Ziel ist, den Energie- und 
Materialeinsatz, Treibhausgasemissionen und Ab-
fälle zu verringern. Produkte sollen langlebig sein und 
wiederverwendet, recycelt oder sicher entsorgt wer-
den können. Gegenüber der Öffentlichkeit informiert 
das verantwortungsvolle Unternehmen über die Risi-
ken und die ergriffenen Massnahmen. Wenn trotzdem 
eine Verschmutzung der Umwelt festgestellt wird, soll 
es den betroffenen Personen ein geeignetes Ver-
fahren zu Wiedergutmachung anbieten. Dieses kann 
zum Beispiel die Wiederherstellung des Ökosystems 
oder den Ersatz eines Lebensraums beinhalten.

Die OECD-Empfehlungen an die Unternehmen 
sind rechtlich nicht verbindlich, sondern dienen den 
Unternehmen als Richtschnur für ihr Handeln. Sie 
ergänzen die nationale Gesetzgebung (wie etwa die 
Verpflichtungen im Obligationenrecht zur Nachhaltig-

Beispiel einer Eingabe an den Schweizer NKP

Der Schweizer NKP erhielt 2020 eine 
Eingabe von der Gesellschaft für 
 bedrohte Völker Schweiz. Sie warf 
dem Stromproduzenten BKW Energie 
AG vor, eine mangelhafte Sorgfalts-
prüfung bei ihrer Minderheitsbeteili-
gung am Bau eines Windkraftwerks 
in Norwegen durchgeführt und damit 
die Menschenrechte der samischen 
 Urbevölkerung verletzt zu haben. Nach 

einer Mediation trafen die Parteien 
verschiedene Vereinbarungen. So 
muss die BKW künftig bei der Planung 
von Projekten die freie, vorherige und 
informierte Zustimmung indigener 
 Völker einholen. Der NKP veröffent-
lichte im Mai 2022 eine Erklärung, in 
der er über die weitgehende Umset-
zung der getroffenen Vereinbarungen 
durch die BKW informierte.
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1 Ägypten, 
 Argentinien, 
 Brasilien, Bulgarien, 
Costa Rica, 
 Jordanien, 
 Kasachstan, 
 Kroatien, Marokko, 
Peru, Rumänien, 
 Tunesien und 
 Ukraine. Auf die 51 
Unterzeichnerstaa-
ten entfallen zwei 
Drittel des welt-
weiten Handels und 
der Investitionen. 

keitsberichterstattung und zur Sorgfaltsprüfung zu 
Konfliktmineralien und Kinderarbeit). Jeder Unter-
zeichnerstaat hat sich hingegen verpflichtet, einen 
sogenannten nationalen Kontaktpunkt (NKP) einzu-
richten, der die Anwendung der Leitsätze fördert und 
dem mutmassliche Verstösse gegen die Leitsätze 
gemeldet werden können.

Verantwortliches Handeln wird 
dringender

Die Leitsätze, 1976 erarbeitet und bisher ungefähr 
alle zehn Jahre überarbeitet, sind das vorletzte 
Mal 2011 umfassend revidiert worden. Seither 
hat die fortschreitende Globalisierung das Umfeld 
für multinationale Unternehmen weiter verändert. 
Neben den oben erwähnten Transformationen täti-
gen heute Staaten, welche die Leitsätze nicht unter-

zeichnet haben, den grösseren Teil der weltweiten 
Investitionen. Auch die globalen Wertschöpfungs-
ketten haben an Bedeutung gewonnen. Zudem 
haben sich – beispielsweise im Zusammenhang mit 
der Digitalisierung – neue und komplexere Arten der 
Produktion und des Konsums gebildet.

Die aktualisierten Leitsätze, die am 8. Juni 2023 
an der OECD-Ministerkonferenz in Paris veröffent-
licht wurden, tragen diesen Entwicklungen Rech-
nung. Die Schweiz nahm an den rund einjährigen 
Verhandlungen in der OECD-Arbeitsgruppe zur ver-
antwortungsvollen Unternehmensführung aktiv teil. 
Ihr Ziel: Die Leitsätze sollen den aktuellen Konsens 
über die verantwortungsvolle Unternehmensführung 
abbilden. Und sie sollen ein global wirksames Inst-
rument zur Förderung verantwortungsvoller Unter-
nehmensführung bleiben.

An der Aktualisierung der Leitsätze haben auch 
die institutionellen Interessengruppen der OECD 

Der OECD-Verhaltenskodex mahnt Unternehmen auch 
zur Rücksichtnahme auf indigene Bevölkerungen.  
Angehöriger der Fulbe, der grössten nomadischen  
Bevölkerungsgruppe Afrikas. 
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mitgewirkt: Wirtschaft, Gewerkschaften und NGOs. 
Ausserdem fanden zwei öffentliche Konsultationen 
für interessierte Akteure aus allen Staaten statt.

Die Sorgfaltsprüfung wird verstärkt

Bedeutendste Aktualisierungen betreffen Emp-
fehlungen zum Schutz der Umwelt und zum ver-
antwortungsvollen Umgang mit Technologien. Unter-
nehmen sollen sich an international vereinbarte 
Ziele in den Bereichen Klimawandel und Biodiversi-
tät halten. Neu sollen auch Tierschutzstandards ein-
gehalten werden, die mit dem Gesundheitskodex für 

Landtiere der Weltorganisation für Tiergesundheit 
übereinstimmen (siehe Tabelle).

Die Sorgfaltsprüfung soll risikogerecht ausgeübt 
werden – mit dem Ziel, negative Auswirkungen 
ihrer Tätigkeit in den von den Leitsätzen genannten 
Bereichen zu identifizieren, zu verhindern – oder 
wenn dies nicht möglich ist, abzuschwächen. Dies 
betrifft einerseits die Auswirkungen bei der Her- 
beziehungsweise Bereitstellung von Produkten und 
Dienstleistungen. Andererseits soll dabei auch die 
bestimmungsgemässe oder vernünftigerweise vor-
hersehbare sachgemässe Verwendung sichergestellt 
werden. Das gilt auch für die Entwicklung und Nut-
zung von neuen Technologien. Die Empfehlungen zur 

Kapitel Wichtigste Aktualisierungen

Konzept und Grundsätze Breiter Ansatz bei der Definition des multinationalen 
 Unternehmens

Allgemeine Grundsätze Sorgfaltsprüfung betreffend eigene Tätigkeit und jene der 
Geschäftspartner (einschl. Konsultation von Stakeholdern); 
Verzicht auf unterdrückende Massnahmen gegen Personen, 
die Kritik äussern

Offenlegung von Informationen Veröffentlichung von Informationen zur Sorgfaltsprüfung von 
Unternehmen

Menschenrechte Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf Personen mit 
besonderen Risiken (z. B. Menschenrechtsverteidigende, 
indigene Völker)

Beschäftigung / Sozialpartner Respekt der Rechte aller Arbeitnehmenden auf 
 Vereinigungsfreiheit und Tarifverhandlungen sowie für eine 
sichere und gesunde Arbeitsumgebung

Umwelt Sorgfaltsprüfung zu nicht abschliessender Liste von Auswir-
kungen auf die Umwelt; Einhaltung von Tierschutznormen

Bekämpfung der Korruption Vermeidung aller Formen von Korruption (einschl. des 
 Missbrauchs von Sponsoren- und Spendengeldern)

Konsumenten Verringerung von Risiken des elektronischen Handels  
(u. a. auf die Privatsphäre)

Wissenschaft und Technologie Sorgfaltsprüfung zur Entwicklung und die Nutzung von 
 Technologie

Wettbewerb Erwähnung, dass eine glaubwürdige Zusammenarbeit zu  
CSR nicht per se das Wettbewerbsrecht verletzt

Besteuerung Anerkennung der Bestimmungen zur Transparenz des OECD/
G20-Projekts über Inclusive Framework on Base Erosion and 
Profit Shifting (BEPS)

Die wichtigsten Aktualisierungen der OECD-Leitsätze
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Sorgfaltsprüfung wurden auf alle Formen von Kor-
ruption ausgeweitet. Zudem sollen Unternehmen 
sicherstellen, dass Lobbying-Aktivitäten im Einklang 
mit den OECD-Leitsätzen sind.

Im Kapitel über die Menschenrechte sind die 
Empfehlungen zum Schutz für gefährdete Perso-
nen und Gruppen griffiger formuliert worden. Diese 
betreffen unter anderen die indigene Bevölkerung 
oder Menschenrechtsverteidigende, die Bedenken 
über Geschäftsaktivitäten äussern. Schliesslich wur-
den auch die Empfehlungen zur Offenlegung von 
Informationen über verantwortungsvolle Unter-
nehmensführung aktualisiert.

Über 30 Eingaben beim Schweizer 
Kontaktpunkt

Eine zentrale Aufgabe bei der Umsetzung der Leit-
sätze kommt den nationalen Kontaktpunkten (NKP) 
zu. Sie unterstützen Unternehmen und stehen bei 
mutmasslichen Verstössen als aussergerichtliche 
Schlichtungsstelle zur Verfügung. Es bestehen je-
doch erhebliche Unterschiede in der Praxis der NKP 

der einzelnen Länder. In der aktualisierten Version 
sind die Vorgaben der OECD bezüglich Organisation 
und Verfahren der NKP nun präziser formuliert – so 
etwa die Kriterien zur Beurteilung, ob die Eingabe an-
genommen werden kann. Auch sollen die Verfahren 
transparenter werden. Schliesslich sollen NKP die 
Umsetzung ihrer Empfehlungen und der von den 
Parteien erzielten Vereinbarung im Nachgang über-
wachen und öffentlich darüber berichten.

In der Schweiz ist der nationale Kontaktpunkt im 
Staatssekretariat für Wirtschaft (Seco) angesiedelt. 
Seit seiner Schaffung 2000 hat er über 30 Eingaben 
erhalten (für ein Beispiel siehe Kasten auf S. 50), in 21 
Fällen hat er eine Vermittlungsfunktion übernommen. 
Im Beirat sind die verschiedenen Interessens-
gruppen vertreten: Wirtschaft, Gewerkschaften, 
Nichtregierungsorganisationen und Wissenschaft. 
Seine Aufgabe ist es, den NKP bei der strategischen 
Ausrichtung zu beraten. Der Beirat wird sich nun mit 
den Auswirkungen der aktualisierten OECD-Leitsätze 
auf die Arbeitsweise des Schweizer NKP befassen. 
Der nationale Kontaktpunkt wird am 30. November 
2023 über die Umsetzung der aktualisierten OECD-
Leitsätze öffentlich informieren.

Nadja Meier
Wissenschaftliche Mitarbeiterin, 
Ressort Internationale  
Investitionen und multinationale 
Unternehmen, Staatssekretariat 
für Wirtschaft (Seco), Bern
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1 Siehe Medienmittei-
lung «Bundesrat 
trifft Richtungs-
entscheid für einen 
Schweizer Innova-
tionsfonds» auf 
Seco.admin.ch 

2 Siehe Mattmann et 
al. (2022). 

3 Siehe Grichnik, Hess 
et al. (2023). 

4 In Anlehnung an 
 Berechnungen für 
den deutschen 
Markt, siehe Dörner 
et al. (2021). 

5 Siehe Grichnik, 
 Müller-Chen et al. 
(2023). 

Start-up-Nation Schweiz: Wie 
lange noch bei Food- und 
Medtech?
Die Schweizer Foodtech- und Medtech-Branchen fordern bessere 
Startbedingungen für Jungunternehmen. Dazu gehören vereinfachte 
Gründungsprozesse sowie regulatorische Experimentierfreiheit. 

Dietmar Grichnik, Markus Müller-Chen, Sarah Maria Nordt, Jan Koch, Nadine Boss,  
Universität St. Gallen 

Der Bundesrat hat im Juni 2022 einen Richtungs-
entscheid für einen staatlichen Innovationsfonds 

getroffen.1 Während in der Schweiz die Einführung 
eines solchen Innovationsfonds2 noch im Bundes-
rat hängig ist, unterstützen andere Nationen wie 
die Niederlande, Belgien und das Vereinigte König-
reich mit Milliardenprogrammen Hochtechnologie-
Gründungen in der Wachstumsphase. Gegner eines 
Innovationsfonds verweisen gerne auf die florie-
rende Schweizer Start-up-Landschaft. Dabei handelt 
es sich jedoch um ein Missverständnis, denn beim 
Innovationsfonds geht es nicht generell um Start-
ups, sondern um sogenannte Scale-ups.

Scale-ups sind junge, innovative Unternehmen, 
welche die frühe unternehmerische Entwicklungs-
phase bereits erfolgreich gemeistert haben, jähr-
lich mit 50 bis 100 Prozent exponentiell wachsen, 
im Schnitt zwischen 100 und 1000 Mitarbeitende 
beschäftigen und ein Finanzierungsvolumen von 
20 bis 100 Millionen Franken aufweisen.3 Scale-
ups sind die Wachstumsmaschinen unter den 
Start-ups. Bekannte Schweizer Scale-ups sind und 
waren etwa das Umwelttechnologieunternehmen 
Climeworks oder der Sportartikelhersteller On. 
Sind solche Scale-ups mit mehr als einer Milliarde 
bewertet, spricht man auch von Unicorns – oder auf 
Deutsch: Einhörner.

Hochrechnungen der Universität St. Gallen 
ergeben, dass zwischen 2021 und 2030 gegründete 
Start-ups und Scale-ups in der Schweiz 150’000 

neue Arbeitsplätze schaffen und kumulativ eine 
Wertschöpfung von bis zu 455 Milliarden Franken 
generieren könnten.4

Wie steht das Schweizer Start-up-Ökosystem im 
internationalen Vergleich da? Und wo gibt es regu-
latorischen Handlungsbedarf? Diesen Fragen ist ein 
Forscherteam der Universität St. Gallen mit Exper-
tinnen aus den Bereichen Entrepreneurship und 
Privatrecht nachgegangen und hat konkrete Hand-
lungsempfehlungen formuliert. Die Studie «Unicorn 
Nation Switzerland»5 entstand im Auftrag der Swiss 
Entrepreneurs and Startup Association (Swesa) und 
wurde durch die Mobiliar Versicherung finanziert.

Handlungsbedarf bei Lebensmitteln 
und Medizin

Die Studie mit einer Expertenbefragung in der Bran-
che kommt zum Schluss, dass Unternehmerinnen 
und Unternehmer in den frühen Phasen ins-
besondere die bürokratischen Hürden beklagen. 
Dazu zählt etwa die obligatorische notarielle Be-
urkundung von Gründungsdokumenten. In späte-
ren Phasen, die gerade bei Scale-ups wichtig sind, 
gewinnen dann steuerliche und finanzielle Anreize 
an Relevanz.

Besonders grossen Handlungsbedarf identi-
fiziert die Studie in den Schweizer Vorzeigebranchen 
Lebensmitteltechnologie (Foodtech) und Medizin-
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Hamburger oder Veggieburger? Bei neuartigen Lebens-
mitteln fehlt bisher eine gegenseitige Anerkennung der 
Gleichwertigkeit der Regelungen zwischen der Schweiz 
und der EU.
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6 Siehe Schneider et 
al. (2022). 

7 Siehe Art. 1b 
BankG. 

8 Siehe Art. 59b Abs. 
2 KVG. 

technik (Medtech). Hier sehen sich die betroffenen 
Unternehmen mit hohen regulatorischen Hürden 
konfrontiert, insbesondere im Verhältnis zur EU: 
So erschwert die ausbleibende Aktualisierung des 
Mutual Recognition Agreement den Zugang zum EU-
Markt für Schweizer Medtech-Produkte. Auch bei 
neuartigen Lebensmitteln fehlt eine gegenseitige 
Anerkennung von Zulassungen, weshalb auch hier 
weiterhin Harmonisierungsmassnahmen mit der EU 
anzustreben sind.

Um das schnellere Testen von Innovationen am 
Markt zu ermöglichen, wird zudem empfohlen, die 
Einführung einer sogenannten Regulatory Sandbox 
vertieft zu prüfen. Eine solche Sandbox kann Unter-
nehmen befristet von Regulierungen ausnehmen 
und so ein frühzeitiges Ausprobieren und Experi-
mentieren erlauben,6 so wie ein Sandkasten Kindern 
ein möglichst freies und kreatives Spielen ermög-
licht. Ein Beispiel ist die risikobasierte Regulierung 
im Rahmen der Fintech-Lizenz, welche durch tie-
fere regulatorische Anforderungen einen verein-
fachten Zugang zum Finanzmarkt ermöglicht.7 Auch 
zur Eindämmung der Kosten im Gesundheitssektor 
sind bereits Pilotprojekte möglich, welche von den 
Bestimmungen des Krankenversicherungsgesetzes 
abweichen dürfen.8

Firmengründung vereinfachen: Das 
digitale Notariat

Unternehmensgründungen – insbesondere für 
Kapitalgesellschaften (z. B. AG, GmbH) – sind auch 
heute oftmals noch mit der Einreichung von Papieren 
und dem physischen Gang aufs Amt verbunden. Eine 
komplette Digitalisierung würde die zeitlichen und 
finanziellen Ressourcen von Start-ups spürbar ent-
lasten. Bisher bieten jedoch erst 15 Kantone eine Op-
tion zum elektronischen Ausfertigen bestehender öf-
fentlicher Urkunden an. Deshalb sollte die Einführung 
digitaler Verfahren auf Kantonsebene durch den 
Bund verpflichtend durchgesetzt werden. Ein erster 
Schritt in Richtung der digitalen Gründung wurde vom 
Parlament diesen Juni mit der Verabschiedung des 
Notariatsdigitalisierungsgesetzes gemacht.

Start-ups entstehen oft als Einzelunternehmen, 
da solche einfach und fast formfrei gegründet 
werden können, was Ressourcen spart. Die 

Umwandlung in eine Kapitalgesellschaft erfolgt 
erst später. Der Nachteil dabei ist, dass steuerfreie 
Kapitalgewinne bei einem Exit – also beim Verkauf 
des Start-ups – aufgrund einer gesetzlichen Sperr-
frist frühestens fünf Jahre nach der Umwandlung 
realisiert werden können. Bei Nichteinhalten der 
Sperrfrist findet eine nachträgliche Besteuerung 
eines Teils des Erlöses als selbständiges Ein-
kommen der Unternehmensgründerinnen und 
-gründer statt. Ein steuerneutraler Verkauf ist somit 
frühestens fünf Jahre nach der Umwandlung mög-
lich, was bei schnell wachsenden Start-ups ein 
Hindernis darstellen kann. Die Studienautoren 
empfehlen deshalb, eine Lockerung dieser Frist 
oder eine Möglichkeit zur subjektiven Betrachtung 
zu prüfen. Letzteres würde Start-ups die Möglich-
keit eröffnen, im Einzelfall nachzuweisen, dass ein 
Bedürfnis für eine steuerneutrale Umstrukturierung 
besteht. Alternativ wäre eine Absenkung des 
Mindestkapitals für Kapitalgesellschaften denkbar, 
um frühe Gründungen von Kapitalgesellschaften zu 
vereinfachen.

Klare Anreize für Business Angels

Die Start-up-Branche steht den regulatorischen 
Rahmenbedingungen für Frühphaseninvestments 
durch Privatpersonen – sogenannte Business An-
gels – kritisch gegenüber. Bei Business Angels be-
steht das Risiko, dass sie steuerlich als professio-
nelle Wertschriftenhändler klassifiziert werden, 
wodurch Kapitalgewinne aus der Veräusserung 
von Unternehmensanteilen an Start-ups der Ein-
kommenssteuer unterliegen. Um dieser Unsicher-
heit zu begegnen, wird empfohlen, eine Anpassung 
des Kreisschreibens Nr. 36 der Eidgenössischen 
Steuerverwaltung sowie des Artikels 18 des 
Bundesgesetzes über die direkte Bundessteuer 
(DBG) zu prüfen. Beide sollen so angepasst wer-
den, dass eine Klassifizierung von Business An-
gels als gewerbsmässige Wertschriftenhändler 
ausgeschlossen ist. Alternativ könnte ein Start-up-
Label eingeführt werden, um frühphasige Techno-
logie-Unternehmen zu kennzeichnen. Dadurch 
würde ein Investment in ein solches Start-up unter 
Einhaltung von vordefinierten Kriterien per definitio-
nem keinen gewerbsmässigen Wertschriftenhandel 
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darstellen und somit bei Veräusserung ein steuer-
freier Kapitalgewinn vorliegen.

Die Schweiz hat bei der Unterstützung von Jung-
unternehmen gegenüber ihren Nachbarländern 
beträchtliche Defizite. Geht sie diese nicht an, dro-
hen erfolgsversprechende Wachstumsunternehmen 
abzuwandern. Durch gezielte und effektive Mass-
nahmen, insbesondere die Revision relevanter 
regulatorischer Bereiche für Start-ups und Scale-
ups, kann der Standort Schweiz langfristig im inter-
nationalen Wettbewerb gestärkt werden, wie die Stu-
die «Unicorn Nation Switzerland» zeigt.
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Smart Cities und ihr Nutzen für die 
Schweiz
Über 50 Schweizer Städte und Gemeinden beschäftigen sich aktiv 
mit dem Entwicklungskonzept «Smart City». Ihr Ziel: mehr 
Ressourceneffizienz und Lebensqualität sowie eine nachhaltige 
Stadtentwicklung.

Vicente Carabias, ZHAW, Benjamin Szemkus Erzer, Smart City Hub Switzerland

Stellen Sie sich vor: Die Strassenlaterne vor Ihrer 
Wohnung ist schon seit Wochen defekt. Wem sol-

len Sie den Schaden melden? Vielleicht hätten Sie 
bei der Verwaltung Ihrer Wohngemeinde angerufen, 
doch auch nach drei Weiterleitungen ist noch kein 
 Zuständiger gefunden. Frustriert legen Sie auf. Was 
Sie vielleicht nicht wissen: Viele Gemeinden ken-
nen heutzutage sogenannte Stadtmelder-Apps, mit 

denen die Bürger jederzeit und innerhalb weniger Mi-
nuten Mängel an der städtischen Infrastruktur mel-
den können.

In der Schweiz nehmen solche und andere 
Smart-City-Aktivitäten in Städten und Gemeinden 
kontinuierlich zu. Das zeigt der Swiss Smart City Sur-
vey 20221 der Zürcher Hochschule für Angewandte 
Wissenschaften (ZHAW). Er wurde im letzten Jahr 
zum zweiten Mal durchgeführt (siehe Kasten). Ins-
gesamt haben 87 Städte daran teilgenommen (siehe 
Abbildung). Mehr als die Hälfte der Befragten schätzt 
das Thema Smart City als wichtig oder sehr wich-
tig ein. 19 Städte verfügen bereits über eine aus-
gearbeitete Smart-City-Strategie, darunter auch 
Kleinstädte wie Baden und Regensdorf. Diese Zahl 
hat im Vergleich zu 2020 um 4 Städte zugenommen 
und wird in den nächsten Jahren vermutlich weiter 
steigen. Doch was nützen solche Strategien und Kon-
zepte überhaupt?

Dank Smart-City-Aktivitäten kann eine enga-
gierte Stadt zu mehr Lebensqualität sowie zu 
mehr Nachhaltigkeit und reduziertem Ressourcen-
verbrauch beitragen. Wenn vermehrt Akteure 
und Infrastrukturen vernetzt, digitalisierte Wege 
genutzt, Bürger mit einbezogen und mehr Innovatio-
nen gewagt werden, erhöht das die Effizienz. Dabei 
ist es wichtig, dass eine Smart City unterschiedliche 
Themenbereiche abdeckt. Wo die Städte dabei ste-
hen und wo sie sich noch entwickeln können, zeigt 
ihnen der Survey.

Der Swiss Smart City Survey

Der Swiss Smart City Survey wurde 
von der ZHAW School of Engineering 
entwickelt, um den aktuellen Stand, 
die wachsenden Aktivitäten sowie 
die Entwicklung und die Bedürfnisse 
rund um das Thema Smart City in 
der Schweiz zu erfassen. An der 
zweiten Erhebung 2022 beteiligten 
sich insgesamt 87 von 170 an-
gefragten Städten und Gemeinden 
in der Schweiz. Um die Wichtigkeit 
unterschiedlicher Aspekte einer 
Smart City sowie die Entwicklungen 
über die Zeit besser darstellen zu 
können, wurde ein Index aus neun 
Dimensionen aggregiert, welche in der 
Umfrage mit Teilindikatoren erhoben 
werden. Um die Veränderungen in der 
Smart-City-Landschaft der Schweiz 
zu beobachten, wird der Survey alle 
zwei Jahre durchgeführt. Die nächste 

Umfrage ist für 2024 geplant. An einer 
Partnerschaft Interessierte können 
sich bei der ZHAW melden. Während 
globale Smart-City-Rankings wie etwa 
der IMD Smart City Index 2023 nur 
eine exklusive Auswahl von Schweizer 
Städten (aktuell: Genf, Lausanne und 
Zürich) in ihre Analysen aufnehmen 
und dafür in einen internationalen 
Vergleich stellen, versucht der Swiss 
Smart City Survey ein umfassendes 
Abbild der Schweizer Smart-City-
Landschaft durch Selbsteinschätzun-
gen der zuständigen Verwaltungsein-
heiten zu geben.

Bei der Erarbeitung und Durchführung 
des Swiss Smart City Survey 2022 
wurde die ZHAW von mehreren 
Partnern finanziell und inhaltlich 
unterstützt.
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Insgesamt haben die teilnehmenden Städte 302 
Projekte in verschiedenen Dimensionen als smart 
bezeichnet. Das Thema «Governance» ist mit 94 
genannten Projekten bei den teilnehmenden Städ-
ten klar die grösste der neun Dimensionen2: Ge-
meinde-Apps und Chatbots erleichtern den Zugang 
zu verwaltungsrelevanten Informationen und Dienst-
leistungen für die Bürgerinnen und Bürger. So etwa 
der eingangs beschriebene Stadtmelder sowie die 
Apps E-Bau für digitale Baubewilligungen und E-Um-
zug, welche die Administration bei Umzügen verein-
fachen soll. Zudem werden mit Open Data immer 
mehr Daten veröffentlicht. Durch diese Form der 
digitalen Partizipation ergeben sich vielfältige Mit-
wirkungsoptionen.

50 Projekte wurden in der Umfrage dem Bereich 
«Energie und Umwelt» zugewiesen. Die meis-
ten davon fördern erneuerbare Energien wie etwa 
den Bau von Fotovoltaikanlagen auf öffentlichen 
Gebäuden. Andere sind dazu gedacht, Ressourcen 
zu schonen mittels Wärmeverbünden, Smart Mete-
ring und Smart Lighting. Mit Smart Meter sind intel-
ligente Messsysteme gemeint, welche den Ener-

gie- und Wasserverbrauch in Echtzeit messen und 
anzeigen können. Es ist wissenschaftlich erwiesen, 
dass solche Rückmeldungen beim Energiesparen 
helfen. Beim Smart Lighting handelt es sich um 
miteinander vernetzte Leuchten – beispielsweise 
Strassenlaternen –, die bewegungsgesteuert je nach 
Bedarf ihre Leuchtintensität anpassen und so Ener-
gie sparen.

Intensiv wird zurzeit auch das Thema Mobilität 
bearbeitet. Verschiedene Gemeinden haben Kon-
zepte erstellt für effizientere, CO2-freie Mobilitäts-
systeme und für die Integration von Mikromobilitäts-
sharing wie dem Verleih von Fahrrädern, E-Bikes und 
E-Scootern. Die Gemeinden setzen dabei vermehrt 
auf sogenannten intermodalen Verkehr – das heisst 
nachhaltige Mobilität (bspw. Fuss- und Veloverkehr) 
in Kombination mit Elektro- und öffentlichem Ver-
kehr. Zudem werden Fahrradwege ausgebaut. Nur 
selten gebrauchte Güter wie Bohrmaschinen oder 
Gästeräume werden auf Sharing-Plattformen geteilt, 
um mehr Ressourcen einzusparen. Beispiele dazu 
finden sich etwa in innovativen Wohnbaugenossen-
schaften oder auf Sharely.ch.

1 Siehe Sütterlin, B., 
J. Oberkalmsteiner, 
J. Giger, M. Kap-
peler und V. Carabi-
as (2023). Swiss 
Smart City Survey 
2022, Schlussbe-
richt. Winterthur, 
27. März. 

2 Die neun Dimensio-
nen der Smart- City-
Entwicklung: Data, 
Economy, Enabler 
(Ermöglicher), 
 Environment, Gover-
nance (Steuerung), 
 Infrastructure, 
 Living (Wohnen), 
Mobility, People. 

Am Swiss Smart City Survey 2022 teilnehmende Städte

Anmerkung: Neben den 40 abgebildeten Städten haben 47 weitere Städte, die anonym bleiben möchten, am Swiss Smart City 
Survey 2022 teilgenommen.
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Die Umfrage zeigt auch, dass die Projekte 
meist innerhalb der Verwaltung, von Energiever-
sorgern oder von der Politik angestossen werden. 
Oft  dienen andere Städte als Vorbild, wie etwa 
Winterthur oder Wien. Bei vielen Themen arbei-
ten Behörden, Wirtschaft, Wissenschaft und Zivil-
gesellschaft zusammen. So etwa bei kreativen 
Ideenentwicklungen in Innovationsboostern zur 
Lösung gesellschaftlicher Herausforderungen.

Projekte sollen nachhaltig sein

Vermehrte Kooperation auf dem Weg zu netto null 
Emissionen ist ein wichtiges Ziel smarter Städte. 
Der Nutzen von Smart Cities ist nämlich dann be-
sonders hoch, wenn sie auch eine ökologisch nach-
haltige Stadtentwicklung unterstützen. Ein gutes 
Beispiel dafür ist etwa das Winterthur Umsetzungs-
projekt «ZEV^2». Dabei handelt es sich um einen 
Zusammenschluss zum Eigenverbrauch im doppel-
ten Sinn: Einerseits soll vor Ort auf konkreten Area-
len die Versorgung mit erneuerbarer Energie ge-
fördert werden und diese andererseits mit einem 
Elektromobilitätssharing verknüpft werden.

Deshalb ist auch der Bund an Smart City inte-
ressiert und fördert solche Aktivitäten.3 Mit sei-
nem Programm Smart City von Energie Schweiz 
für Gemeinden unterstützt er Schweizer Städte 
und Gemeinden bei konkreten Smart-City-Ent-
wicklungen sowie Weiterbildungsprogrammen4 
zur notwendigen Wissensvermittlung. Trotzdem 

wünschen sich die Städte vom Bund und von den 
Kantonen mehr Unterstützung. Support erhalten 
die Gemeinden auch vom Smart City Hub Switzer-
land, dem Verband der engagierten Smart Cities in 
der Schweiz. Dieser fördert den Wissensaustausch 
und die Zusammenarbeit engagierter Städte und 
Gemeinden. Der Verband hilft ihnen auch bei der 
Umsetzung und beim Vermitteln von Know-how 
im Auftrag von Energie Schweiz für Gemeinden.

Städte, die sich einer nachhaltigen Stadtent-
wicklung verpflichtet fühlen, berücksichtigen 
bei ihrem Handeln technische, gesellschaftliche, 
ökologische und ökonomische Aspekte gleicher-
massen. Diese Ausgangslage kann für die Städte 
eine gute Voraussetzung bilden, um den Trans-
formationsprozess hin zu einer Smart City zu 
beginnen und langfristig erfolgreich zu gestalten. 
Das allgemeine Interesse an Smart-City-Projekten 
nimmt in der Schweiz zurzeit deutlich zu, jedoch 
sind der lokale Mehrwert und der unmittelbare 
Nutzen für die Gemeinden noch deutlicher auf-
zuzeigen. In manchen Städten bestehen bereits 
Pilotprojekte in Form von Reallaboratorien oder 
Stadtquartieren, in denen Smart-City-Ansätze ent-
wickelt und für die gesamtstädtische Anwendung 
erprobt werden. Andere Städte weisen erste 
Erfahrungen in der Umsetzung einzelner, themen-
spezifischer Smart-City-Pilotprojekte auf. So kön-
nen auch die Wirtschaft, die Wissenschaft und die 
Zivilgesellschaft zusammen mit der öffentlichen 
Hand ihren Beitrag zur nachhaltigen Stadtent-
wicklung leisten.

3 Siehe Benjamin 
Szemkus Erzer, Urs 
Meuli, (2016). Der 
Bund hilft den 
 Städten, smart zu 
werden. Die 
 Volkswirtschaft,  
22. Juni. 

4 Siehe etwa den CAS 
Sustainable Smart 
Cities & Regions – 
Data, Energy and 
Mobility der ZHAW. 
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1 Siehe Ravalet 
et al. (2023a). 

2 Siehe Ravalet 
et al. (2023b). 

3 Digitale 
 Nomadinnen sind 
mobile Erwerbs-
tätige, die 
dank  digitalen 
 Technologien 
 ortsunabhängig 
überall auf der Welt 
arbeiten  können. 

4 Mehr Informationen 
auf der Website des 
Bundesamtes für 
Statistik. 

5 Siehe Chênevert  
et al. (2023). 

6 Siehe die Website 
Social Change in 
Switzerland sowie 
die Arbeits-
volumenstatistik 
(Avol) des Bundes-
amtes für Statistik. 

7 Siehe Verkehrs-
perspektiven 2050 
auf der Website des 
Bundesamtes für 
Raumentwicklung 
(ARE). 

Freizeitmobilität boomt: 
Die SBB sind gefordert
Homeoffice und der wachsende Freizeitverkehr verändern das 
Mobilitätsverhalten. Mit regelmässigeren Zugverbindungen ist es 
 allerdings nicht getan. Der Fahrplan muss sich den neuen, nicht 
mehr synchron getakteten Gewohnheiten der Bevölkerung anpassen. 

Emmanuel Ravalet, Yann Dubois, Diego Mermoud, Vincent Kaufmann, Bureau Mobil'homme

Unsere Mobilitätsbedürfnisse werden immer 
komplexer: Wir müssen um 10 Uhr morgens 

einen Termin im waadtländischen Morges wahr-
nehmen, wollen nach einem Konzert in Zürich 
nach Mitternacht wieder nach Hause kommen oder 
möchten pünktlich um 8 Uhr für einen Tagesaus-
flug in der Tessiner Gemeinde Tesserete sein. Eine 
kürzlich veröffentlichte Studie1 zeigt, dass sich der 
Lebensstil in der Schweiz – das heisst, wie oft und 
wohin wir reisen – insbesondere seit der Pandemie 
grundlegend verändert hat.

Dasselbe gilt für unser Verhältnis zur Arbeit: 
Im Jahr 2022 arbeiteten knapp 40 Prozent der 
Erwerbspersonen von zu Hause, und rund 10 Pro-
zent von anderen Orten, beispielsweise von einem 
Co-Working-Space oder von einem Zweitwohnsitz 
aus.2 Homeoffice hat den Pendlerverkehr redu-
ziert, eine flexiblere Alltagsgestaltung ermöglicht 
und den Radius bei der Wohnortwahl erweitert.

Diese Entwicklung schafft aber auch neue 
Mobilitätsbedürfnisse. Durch die Miete einer Zweit-
wohnung in Firmennähe, die Arbeit vom Ferienhaus 
aus oder durch verlängerte Wochenenden entsteht 
das Bedürfnis nach neuen Mobilitätsformen. Das 
digitale Nomadentum3 ist zum Paradebeispiel des 
ortsunabhängigen Arbeitens geworden.
Gleichzeitig werden die Arbeitszeiten zunehmend 
flexibler. Der Anteil der Personen, die ihre Arbeits-
zeiten relativ frei gestalten können, ist zwischen 
2010 und 2022 von 42 auf 48 Prozent gestiegen.4 

Angesichts des grossen Bedürfnisses nach flexib-
len Arbeitszeitmodellen wird sich dieser Trend ver-
mutlich noch verstärken.5

Hinzu kommt, dass die effektive Jahresarbeits-
zeit mehr und mehr schrumpft. Im Jahr 1950 wur-
den in der Schweiz durchschnittlich 2400 Stunden 
pro Jahr gearbeitet, 2022 waren es nur noch 1400 
Stunden.6 Die Gründe dafür sind die rückläufige 
Wochenarbeitszeit, der Anstieg der Teilzeitarbeit 
und die Zunahme des bezahlten Urlaubs.

Taktfahrplan hat sich bewährt

Als Folge der kürzeren Arbeitszeit reduziert sich der 
tägliche Pendlerverkehr, und es bleibt mehr Zeit für 
Freizeitaktivitäten. Besuche bei Verwandten, Essen 
im Restaurant, Vereins-, Sport- und Kulturaktivitäten 
sowie Tourismusreisen nehmen zu und verändern 
unsere Mobilität. Gemäss dem Eidgenössischen 
Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kom-
munikation (Uvek) dürfte sich diese Entwicklung 
künftig noch verstärken. Arbeitsreisen werden zwi-
schen 2017 und 2050 um 13 Prozent abnehmen – 
Freizeitreisen nehmen im gleichen Zeitraum um 41 
Prozent zu.7

Das öffentliche Verkehrsangebot wurde jahrzehnte-
lang mit einem klaren Fokus auf die Stosszeiten von 
Montag bis Freitag ausgebaut. Angesichts der bis 
vor zehn Jahren weitgehend synchronen Alltags-
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rhythmen der Schweizer Bevölkerung war diese 
Ausrichtung gerechtfertigt. Heute aber müssen 
die Verkehrsbetriebe nach neuen Lösungen suchen, 
um der weniger repetitiven und immer vielfältigeren 
Mobilität gerecht zu werden – ohne dabei allerdings 
das bestehende Verkehrsangebot zu schmälern.

In den letzten vierzig Jahren hat sich der stünd-
liche Taktfahrplan bewährt. Die Züge fahren jede 
Stunde zu den gleichen Zeiten am gleichen Ort ein 
und ab. Der Taktfahrplan ermöglicht eine effiziente 
Nutzung des Schienennetzes, vermittelt den Rei-
senden Zuverlässigkeit und Konstanz und optimiert 
die Anschlüsse an den Anschlussknoten. Ein Rei-
sender aus Lausanne hat zum Beispiel nach seiner 
Ankunft im Bahnhof Bern 8 bzw. 10 Minuten spä-
ter einen Anschluss nach Thun oder Basel. Dieser 
Taktfahrplan muss unbedingt beibehalten werden. 
Nur so kann sichergestellt werden, dass wir in der 
Schweiz dank optimaler Anschlüsse, die den Ver-

kehrsfluss garantieren, weiterhin zügig überall hin-
gelangen.

Angebot an neue 
Mobilitätsbedürfnisse anpassen

Das Prinzip eines Taktfahrplans für die Grundver-
sorgung, das bei erhöhtem Verkehrsaufkommen 
durch Extrazüge verstärkt wird, gibt es seit 1982. 
Die Herausforderung für die Schweizerischen 
Bundesbahnen (SBB) besteht heute darin, ihr An-
gebot so anzupassen, dass der stark gewachsene 
Freizeitverkehr aufgefangen wird. Allein im Gott-
hard-Basistunnel ist der Personenverkehr in den 
letzten Jahren massiv gestiegen (+50% im ers-
ten Halbjahr 2023 gegenüber dem ersten Halbjahr 
20198). Beispiele für gelungene Anpassungen sind 
die dieses Jahr an den Wochenenden eingeführten 

8 Siehe Hochrech-
nung Personenver-
kehr HOP, 
 Angebotsplanung 
Personenverkehr. 

Zugfahrten in der Freizeit nehmen 
in der Schweiz zu. Beispielsweise 
ans Züri-Fäscht, das Zürcher 
Stadtfest. 
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Direktzüge zwischen Genf und Chur, die Verbindung 
um 4.33 Uhr morgens von Zürich-Hauptbahnhof 
zum Flughafen Zürich und der «Verbier Express» 
zwischen dem Flughafen Genf und Le Châble, von 
wo aus man mit der Gondel nach Verbier kommt. 
Vorbildhaft sind auch die Bemühungen der SBB, 
das Nachtzug-Angebot in Zusammenarbeit mit 
den Österreichischen Bundesbahnen (ÖBB) wei-
ter auszubauen, insbesondere mit den neuen Ver-
bindungen nach Amsterdam und Dresden. Mit 
diesen Lösungen wird effizient auf die aktuelle 
Nachfrageentwicklung reagiert. Dennoch braucht 
es weitere saisonabhängige Direktverbindungen 
von den Wohnorten der Bevölkerung zu beliebten 
Reisezielen im In- und Ausland sowie ein grösse-
res Nachtzug-Angebot.

Die Schweiz investiert jedes Jahr eine Milliarde 
Franken in den Ausbau des öffentlichen Verkehrs. 
Damit das Angebot den neuen Mobilitätsbedürf-
nissen der Bevölkerung gerecht wird, muss es ent-
sprechend angepasst werden. Mit der Verdichtung 

des Taktfahrplans allein ist dies nicht getan. Die 
Verkehrsbetriebe müssen ihre Destinationen und 
ihre Fahrpläne neu überdenken. Wenn es ihnen 
nicht gelingt, ihr Angebot auf den Freizeitverkehr 
und die veränderten Mobilitätsansprüche auszu-
richten, verpassen sie bald den Anschluss an das 
Auto. Denn dieses bietet einen Tür-zu-Tür-Service 
und passt sich den neuen Bedürfnissen rasch an.
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Der Tourismus wird in der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung (VGR) in einem eigenen Konto, 

dem Satellitenkonto Tourismus (TSA, siehe Kasten), 
erfasst. Es wird seit über 20 Jahren vom Bundes-
amt für Statistik (BFS) in Zusammenarbeit mit dem 
Staatssekretariat für Wirtschaft (Seco) publiziert. 
Das TSA misst die wirtschaftliche Bedeutung die-
ser Querschnittsbranche und gibt Auskunft über 
den Stand und die Entwicklung folgender drei Kern-
grössen: touristische Ausgaben, touristische Wert-
schöpfung und touristische Beschäftigung. Damit 
lässt sich der Anteil des Tourismus an der gesamt-
wirtschaftlichen Wertschöpfung und Beschäftigung 
berechnen (siehe Kasten).

Das Satellitenkonto Tourismus soll politischen 
Akteuren eine wirtschaftspolitische Entscheidungs-
grundlage liefern. Es erlaubt zudem, internationale 

Vergleiche über die Rolle des Tourismus in einer 
Volkswirtschaft anzustellen.

Der Informationsbedarf des wachsenden Nutzer-
kreises der monetären Tourismusstatistik steigt ste-
tig an. Auch auf internationaler Ebene werden die 
Statistiken kontinuierlich weiterentwickelt. Die Welt-
tourismusorganisation (UNWTO) hat nun eine Initia-
tive ergriffen, um die Nachhaltigkeit im Tourismus 
zu messen. Die Schweiz ist neben anderen Ländern 
ausgewählt worden, ein Pilotprojekt durchzuführen 
mit dem Ziel, Nachhaltigkeitsindikatoren zu publi-
zieren. In diesem Zusammenhang ist das Satelliten-
konto Tourismus erstmals analytisch erweitert wor-
den. Die Zahlen sind 2023 publiziert worden.

Regionalisierte Aussagen

Der Tourismus hat eine grosse Bedeutung in vie-
len Regionen. Um die regionale Entwicklung zu er-
fassen, wurden in der Pilotstudie erstmals die jähr-
lichen Indikatoren der Jahre 2016 bis 2019 zum 
TSA auf kantonaler Ebene publiziert. Sie erlauben 
eine differenziertere Betrachtung darüber, wie hoch 
der Tourismusanteil der Beschäftigung und die 
Bruttowertschöpfung in den jeweiligen Kantonen 
sind. Der Anteil kann in tourismusintensiven Kan-
tonen bis zu 13,8 Prozent der Beschäftigten und 
10,1 Prozent der Bruttowertschöpfung ausmachen 
(siehe Abbildung 1 auf S. 66).

Wie steht es um die Nachhaltigkeit 
im Tourismus?
Die Tourismusbranche spielt in der Schweizer Volkswirtschaft eine 
wichtige Rolle. In einem Pilotprojekt hat das Bundesamt für Statistik 
nun erstmals Indikatoren entwickelt, welche die Nachhaltigkeit des 
Tourismus messen. 

Jerry Suk, Fabian L. Schrey, BFS

Touristisches Satellitenkonto (TSA)

Das Satellitenkonto Tourismus wird 
alle drei Jahre veröffentlicht. Es 
erfasst den Anteil des Tourismus an 
der gesamtwirtschaftlichen Wert-
schöpfung und Beschäftigung sowie 
die Bedeutung des Tourismus für ver-
schiedene Branchen der Wirtschaft.

Im Jahr 2021 betrug die touristi-
sche Bruttowertschöpfung 16,765 

Milliarden Franken oder 2,4 Prozent 
der gesamtwirtschaftlichen Brutto-
wertschöpfung in der Schweiz. Die 
touristische Beschäftigung zählte 
2021 158’092 Vollzeitstellen, was 
einem Anteil von 3,8 Prozent an der 
gesamtwirtschaftlichen Beschäftigung 
entspricht. Die touristischen Ausgaben 
beliefen sich 2021 auf insgesamt 
35,367 Milliarden Franken.



Hier steht eine Bildlegende

Auch die nachhaltige Entwicklung der Tourismus-
branche soll erfasst werden. Hierzu werden in der 
Pilotstudie erstmals eine Reihe von Indikatoren zum 
Satellitenkonto Tourismus veröffentlicht, die auf 
ökologische und wirtschaftliche Aspekte der Nach-
haltigkeit hinweisen. Die Indikatoren verknüpfen die 
monetäre Tourismusstatistik mit der Umweltgesamt-
rechnung (UGR)1. Die UGR – ebenfalls ein Satelliten-
konto – enthält unter anderem Luftemissions- und 
Energiekonten. Verknüpft man das «klassische» TSA 
mit diesen Konten, können neben den wirtschaft-
lichen auch ökologische Aspekte betrachtet werden. 
So können für den Tourismus neu die Treibhausgas- 
und Luftschadstoffemissionen sowie der Energiever-
brauch untersucht werden.

Die Ergebnisse beziehen sich auf die Jahre 2014–
2019 und beschreiben den absoluten Bedarf an 
Ressourcen (wie den totalen Energiebedarf) sowie 
relative Werte (wie den Treibhausgasausstoss pro 
Bruttowertschöpfung). Die Verwendung von erneuer-
baren Energien wuchs im Zeitraum der Pilotstudie 
für touristische Produkte um 58,4 Prozent an (siehe 
Abbildung 2 auf S. 66). Im gleichen Zeitraum stieg 
der Wert für die Schweizer Gesamtwirtschaft um 17,4 
Prozent an. Hingegen: Während die Nutzung von nicht 

erneuerbaren Energien in der Gesamtwirtschaft um 
2,2 Prozent gesunken ist, ist auch dieser Anteil für 
den Tourismus (18,2%) gestiegen.

Nachhaltigkeit kann international 
verglichen werden

Um internationale Vergleichbarkeit zu gewähr-
leisten, richtet sich die Volkswirtschaftliche 
Gesamtrechnung, genauso wie das Satelliten-
konto Tourismus und die Umweltgesamtrechnung, 
nach internationalen Standards. Im Jahr 2024 will 
die Welttourismusorganisation (UNWTO) das inter-
nationale Regelwerk zur Messung der Nachhaltig-
keit des Tourismus veröffentlichen. Die Schweiz will 
dieses Regelwerk mit ihren Erfahrungen, die sie mit 
der Pilotstudie gesammelt hat, zusammen mit vie-
len internationalen Partnern mitgestalten. Die Nach-
haltigkeitsindikatoren zum Satellitenkonto Touris-
mus (Nitsa) erlauben es, Fort- oder Rückschritte in 
der nachhaltigen Entwicklung des Tourismus zu mes-
sen. Damit lassen sich auch auf nationaler und inter-
nationaler (gemäss den UNWTO-Richtlinien) Ebene 
Vergleiche anstellen.

1 Umweltgesamt-
rechnung |  
Bundesamt für  
Statistik. 

In der Schweiz ist der Tourismus ein wichtiger 
Wirtschaftszweig. Nun wird erstmals auch die 

Nachhaltigkeit unter die statistische Lupe  
genommen. Ein Bubble-Zimmer des Hotels 

Kartause Ittingen bei Warth TG.

Ke
ys

to
ne



Die Volkswirtschaft September 202366 TOURISMUS

Graubünden
Wallis

Obwalden
Uri

Appenzell Innerrhoden
Schwyz

Tessin
Basel-Stadt

Glarus
Genf

Luzern
Nidwalden

Zürich
Appenzell Ausserrhoden

Bern
Waadt

Freiburg
Thurgau

St. Gallen
Jura

Schaffhausen
Aargau

Solothurn
Neuenburg

Zug
Basel-Landschaft

0% 2% 4% 6% 8% 10% 12%

Abb. 1: Anteil Tourismus an kantonaler Bruttowertschöpfung (2019)
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Die Erweiterung der monetären Tourismus-
statistik um die Nachhaltigkeitsindikatoren hat es 
erlaubt, neben den wirtschaftlichen Grössen auch 
ökologische Aspekte des Tourismus zu betrachten. 
Nun sollen in einem weiteren Schritt die Nachhaltig-
keitsindikatoren mit der Analyse von sozialen Themen 
erweitert werden. Ziel ist, insbesondere die Nach-
haltigkeit der Arbeitsverhältnisse im Tourismus und 
den Einfluss der Gästezufriedenheit zu untersuchen, 
sofern es die Datenlage erlaubt.

Ein weiteres denkbares Thema ist der Bodenver-
brauch des Tourismus in den Regionen. Zudem kann 
die Biodiversität in touristisch geprägten Gebieten 
analysiert werden. In der Umweltgesamtrechnung 

wären auch Wasser- und Abfallkonten gemäss inter-
nationalen Vorgaben vorgesehen.

Die hier beschriebene regionalisierte Betrachtungs-
weise der monetären Tourismusstatistik und die Nach-
haltigkeitsindikatoren zum Satellitenkonto Tourismus 
basieren auf Pilotstudien. Deshalb sollten Methodik 
und Aggregation der Ergebnisse bei einer Schätzung 
der Jahre ab 2019 weiter geprüft und optimiert wer-
den. Insbesondere die Jahre ab 2019 stellen auf-
grund der Covid-19-Pandemie für den Tourismus 
eine methodologische Herausforderung dar: Zum Bei-
spiel kann sich das Verhältnis zwischen den Variablen 
Beschäftigung und Schadstoffausstoss hier wesent-
lich von früheren Jahren unterscheiden.

Jerry Suk
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Analyse und übergreifende 
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Statistik (BFS), Neuenburg
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Wettbewerb beflügelt 
grüne Innovationen
James Squire, britischer Botschafter 

«Ich hoffe, dass wir uns 
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Interview mit Monika Rühl, Economiesuisse

Wie die Industriepolitik die 
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Petros Mavromichalis, EU-Botschafter 
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lohnt sich
Stefan Blättler und Matthias Portmann,  
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Roger Lanicca, EFK
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Smith heute noch?
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Nächste Schwerpunkte

10. Oktober 2023

Rettet die Marktwirtschaft das Klima?
Im Jahr 2050 sind wir klimaneutral. So verlangt es das 
Klimaübereinkommen von Paris. Das Ziel ist klar. Der Weg 
aber noch nicht. Werden es marktwirtschaftliche CO2-Preise 
richten? Braucht es Verbote? Oder stellen wir uns diese 
Fragen sowieso zu spät?

14. November 2023

Wie die Schweiz die Finanzen im Lot hält
Die Schuldenbremse ist 20 Jahre alt. Dank ihr hat die Schweiz 
eine tiefe Schuldenquote und ist damit ein Sonderfall in 
Europa. Doch die Corona-Massnahmen waren teuer und 
liessen die Schulden wieder anwachsen. Was heisst das für 
die Schuldenbremse?
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